Mittwoch 


Inland. 


Berlin den 22. Mai. Nach dem heutigen Militair-Wochenblatte 
iſt dem Hauptmann a. D. von Wobeſer, zuletzt im 18ten Infanterie⸗Regi⸗ 
ment, der Charakter als Major beigelegt und der Hauptmann von Podewils, 
Vorſtand des Artillerie-Depots in Berlin, zum Major ernannt worden. Ferner 
iſt der Freiherr von der Horſt, Oberſt und Commandeur des 19ten Infante⸗ 
rie⸗Regiments, mit Penſion zur Dispoſition geſtellt und dem Oberſten Brinck⸗ 
mann, von der 5ten Artillerie-Brigade, als General⸗Major, ſo wie dem Ma⸗ 
jor Igel, aggregirt der Sten Artillerie⸗Brigade, als Oberſt-Lientenant mit der 
Artillerle⸗Uniform, mit den vorſchriſtsmäßigen Abzeichen für Verabſchiedete und 
Ausſicht auf Cioiloerſorgung, Beiden mit Penfion der Abſchied bewilligt werden. 

Das 20. Stück der Geſetz Sammlung enthält unter Nro. 2838 die Allerh. 
Kabinets⸗ Ordre vom 8. März d. J. die Erhebung einer Steuer von dem in hie⸗ 
ſiger Stadt eingehenden Wildpret. 2 

Unter Nr. 2839 folgendes Geſetz, betreffend die Glaubwürdigkeit der zur 
Auftechthaltung der öffentlichen Ordnung kommandirten Militairperſonen. D. d. 
den 8. April 1847. „Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach 
vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths für den ganzen Umfang unſerer 
Monarchie, mit Ausſchluß des Bezirks des Appellatiousgerichtshofes zu Cöln, 
was ſolgt: „Militärperſonen, welche als Schildwachen, Patrouillen oder in an⸗ 
derer Eigenſchaft zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung fommanbirt find, 
und Beleidigungen, Wiberfeglichteiten oder andere Geſetzübertretungen, welche 
während dieſer Dienſileiſtung verübt werden, zur Anzeige bringen, verlieren in 
den dieſerhalb eingeleiteten Unterſuchungen, aus dem Grunde allein, weil ſie die 
Anzeige gemacht haben, oder bei dem Vorfalle ſelbſt beleidigt oder verletzt worden 
find, nicht die Eigenſchaft vollgültiger Zeugen. Urkundlich unter unſerer Höchſt⸗ 
eigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Jnſiegel. Gegeben Berlin, 
den 8. April 1847. (L. S.) Friedrich Wilhelm. Frhr. von Müffling. 
v. Bop en. v. Savigny. Uhden. Beglaubigt: Bode.“ 

Unter No. 2840 eine Verordnung Reer die Bildung eines Ehrenraths unter 
den Juſtizkommiſſarien, Advokaten und Notarien. 

Stralſund, den 16. Mai. In den verfloffenen beiden Monaten hat ih 
ein ziemlich lebhafter Vertehr gezeigt. Es iſt viel Begehr nach Schiffen zur Be⸗ 
frachtung geweſen. Die Häfen Neu⸗Vorpommerns find daher leer von Schiffen, 
und auf den Schiffswerften zeigt ſich ein lebhafter Betrieb in dem Bau neuer 
Schiffe. Eingelaufen in den hieſigen Häfen ſind 61 Schiffe von durchſchnittlich 
49 Laſten, wovon 41 beladen. Die Zahl der ausgegangenen Seeſchiffe beträgt 
dagegen 268 Schiffe von durchſchnittlich 70 Laſten, wovon 139 beladen. 


—— 


Ausland 


Deut f ch 1 a u d. 

Stuttgart, den 19. Mal. (N. C.) Wie ich Ihnen früher mittheilte, iſt 
Hr. Würmle, nachdem er ſeine Stelle als Geistlicher der hieſigen Diſſidenten 
in Folge der bekannten Zwiſtigkeiten halb freiwillig, halb gezwungen niedergelegt, 
von der Eßlinger Gemeinde, die ſich neuerdings als eine freie chriſtliche“ conſti⸗ 
tutirt hat, zum Pfarrer gewählt worden. Statt der erwarteten Beſtätigung iſt 
Hrn. Würmle jedoch zu feiner nicht geringen Ueberraſchung geſtern eröffnet wor⸗ 
den, daß er das Königreich Würtemberg ſofert zu verlaſſen habe. 
Als Gründe dieſer Ausweiſung ſind angegeben: 1) ungenügende Zeugniſſe, 2) 
unzulänglicher Vermögens ſtand und 3) die über ihn von einem Theil der hieſigen 
Diſſidentengemeinde verhängte (von dem Heidelberger Schiedsgericht nicht gutge⸗ 
heißene) Suspenſion. Da feine Zeugniſſe und Bermögensverhältuiffe dieſelben 
find, welche fie zu der Zeit waren, als feine Beſtätigung als Geiſtlicher der Stutt⸗ 
garter Gemeinde erfolgte, fo ſchließt man wohl nicht mit Unrecht, daß die freie 
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Glaubensrichtung, welche die Eßlinger Gemeinde eingeſchlagen hat, die Hauptur⸗ 
ſache ſeiner Ausweiſung ſei. 

Stuttgart. (Schwäb. Merk.) — Es iſt hier eine Königliche Verordnung 
über die Errichtung von Sicherheitswachen zur Sicherung des Eigenthums und 
Lebens der Bürger erſchienen. 

Ulm. — Pfarrer Albrecht geht nun doch zum deutſch⸗katholiſchen Coneil 
nach Berlin, zwar nicht als Deputirter von hier, ſondern ale von der Heidelber⸗ 
ger Provinzial Synode beſtellter Abgeordneter ſämmtlicher Württembergiſchen und 
Oberbadiſchen Gemeinden. Die heutige Schnellpoſt erzählt, daß der Oberamt⸗ 
mann in Stockach, als Hr. Albrecht (welcher von der Großherzl. Badiſchen Re⸗ 
gierung beſtätigt iſt) dort am 16. Mai den Deutſch⸗Katholiſchen Gottesdienſt ab⸗ 
halten wollte, dem Vorſtande der dortigen Gemeinde bei Strafe unterſagt habe, 
Andere als Mitglieder der Gemeinde zuzulaſſen (alſo auch nicht einmal die nicht 
Deutſch⸗Katholiſchen Frauen der Mitglieder). Nichts deſtoweniger hatten ſich um 
das Badhaus, worin der Gottesdienſt abgehalten wird, eine große Menge Men⸗ 
ſchen verſammelt, welche Zutritt begehrten. Vergebens machte ſie der Vorſtand 


aufmerkſam; fie erklärten, das Verbot ſei eben den Deutſch⸗Katholiken und nicht 


ihnen zugekommen, und traten ein. 
Störung ſtatt. f 

Aus München vom 17ten Mai ſchreibt der Nürnberger Kurier: „Wie man 
hört, fo beabsichtigt demnächſt Pater Lechner mit noch 20 andern Benedictinern 
und mehreren Handwerkern dem Pater Bonifacius Wimmer nach Amerika zu fol- 
gen. Die neue, von Letzterm gegründete Kolonie ſoll den gewünſchten Fortgang 
nehmen und nur Geldmittel zur weitern Ausbreitung fehlen.“ 

Hannover. Der Staats- und ZuftigeMinifter, Freiherr von Stralenheim, 
iſt am 19. Mai hierſelbſt geſtorben. 

Oe ſter reich. 

Wien den 18. Mai. Heute früh ſtarb hier die penſionirte Kaiſerliche Hofe 

ſchauſpielerin Frau Franul von Weiſſenthurn in hohem Alter. 
Galizien. 5 

Krakau den 19. Mai. Um die Stadt Krakau und ihr Gebiet hinſichtlich 
der indirekten Beſteuerung mit Galizien gleichzuſtellen, wird laut Bekanntmachung 
vom 9. d. M. die allgemeine Verbrauchsſteuer, wie ſie in Galizien beſteht, ein⸗ 
geführt, und dieſelbe ſoll mit dem 1. Auguſt in Kraft treten. Da jedoch in der 
Stadt Krakau und ihrem Gebiete ſchon dermalen einige ſolche indirekte Abgaben 
beſtehen, ſo werden dieſe von dem erwähnten Tage an aufgehoben, nämlich: 
a) die Getränkſteuer in der Stadt Krakau und ihren Vorſtädten; b) die Methſteuer 
in der Stadt Krakau und ihren Vorſtädten; e) die in Folge Landtagsbeſchluſſes 
vom 5. Februar 1838 am 1. Januar 1841 eingeführte Schlachtſteuer in der 
Stadt Krakau und ihren Vorſtädten; d) die Getränkſteuer in den drei Städten 
des Gebietes Chrzanöw, Trzebinia und Nowa⸗Göra. Die Gegenſtände der 
Verbrauchsſteuer auf dem Lande und in den kleineren Städten ſind: Getränke, 
geiftige Flüſſigkeiten und Schlachtvieh. 

Frankreich. 

Paris den 19. Mai. Aus Algier reichen die neueſten Nachrichten bis 
zum 12ten d. M. Die Kolonne unter Marſchall Bugeaud war am 8. Abends 
am Wed el Had, einem rings von herrlich angebauten Feldern der Arabern be⸗ 
grenzten Fluſſe, eingetroffen. 3 

„Der Franzöſiſche Geſandte in Teheran ſoll den Schach von Perfien vermocht 
haben, einen Geſandten in Paris zu beglaubigen, die Wahl des Schachs iſt an⸗ 
geblich auf den mit der Franzöſiſchen Sprache ganz betrauten Mirza Mehmed Ali 
Chan gefallen, der in kurzem hier erwartet wird. 

Der heutige „National“ enthält das Schreiben Jerome Napoleons an die 
Deputirten⸗Kammer, worin er um die Aufhebung ſeiner Verbannung nachſucht. 
Er ſagt darin: „Ich begehre nur die allgemein gefeplichen Veſtimmungen, den 
Genuß der Rechte als Franzöſiſcher Bürger gegen die Uebernahme aller Pflichten. 
Wollen fie mir denn verfagen in Frankreich, unter meinen Mitbürgern, unter 
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meinen alten Waffengefährten zu ſterben? wollen Sie mir den Troſt verweigern, 
meine Söhne zum Dienſte ihres Vaterlandes zu erziehen? ſoll ich denn nur des⸗ 
halb keine Gerechtigkeit und Billigkeit finden, weil ich ein Bruder des Kaiſers bin?“ 

Der Viſchof von Langres hat einen Brief an den Unterrichts⸗Miniſter gerich⸗ 
tet, worin er ihn des Rationalismus beſchuldigt. 

Paris, den 20. Mai. Louis Napoleon Achille Murat, Sohn des vor- 
maligen Königs von Neapel, Joachim Murat, und der Schweſter Napoleons, 
Karoline Bonaparte, iſt am 15. April in Florida geſtorben Er war 46 Jahre 
alt. Nach ihrer Vertreibung aus Italien fand die Familie Murat Zuflucht in 
Oeſterreich; dort blieb der Prinz bis 1821, da er ſich nach den Vereinten Staa⸗ 
ten einſchiffte. Er hatte ſeitdem Europa nur auf kurzen Reiſen beſucht. Natu⸗ 
raliſirter Amerikaner lebte er ſehr einfach und ſtand in hoher Achtung. Reich an 
wiſſenſchaftlichen Kenntniſſen hat er ſich auch als Schriftſteller rühmlichſt ausge⸗ 
zeichnet durch mehrere verdienſtvolle Werke über Amerikauiſche Inftitutionen; übri⸗ 
geus war er ein excentriſcher Charakter und ſein Leben gewann dadurch eine ſehr 
romantiſche Färbung. Seine Beſtattung fand am 17. April in Jefferſon County, 
feinem Wohnſitz, mit ungewöhnlicher Solenität ſiatt. 

Dem „Phare de Bayonne“ wird von der Cataloniſchen Grenze geſchrieben: 
General Pavia, Generalcapitän von Catalonien, iſt nach Calaf aufgebrochen. 
Dort find die Waffen der Königin im Nachtheil und die FJactioſen ſcheiuen ſich be 
haupten zu wollen. N 

Man jagt, der Prinz von Joinville werde nach Paris zurückberufen 
und durch den Ex- Marineminiſter Mack au erſetzt werden, dem man Gelegenheit 
bieten wolle, ſich Anſprüche auf die durch Duperre's Tod erledigte Admiralswürde 
zu erwerben. Das von Mackau befehligte Geſchwader im Mittelländiſchen Meer 
wird proviſoriſch in den Gewäſſern von Toulon bleiben, um je nach dem es die 
politiſchen Ereigniſſe erfordern, nach der Griechiſchen oder nach der Portugieſiſchen 
Küſte abzugehen. 

Heute erwartet die Regierung die Autwort des Herzogs von Montebello, 
ob er das ihm angebotene Miniſterpotteſeuille der Marine annehmen will. 

Es wird berichtet, König Otto habe in einem Geſprach mit Herrn Piscato⸗ 
ip geäußert, es ſei feine beſtimmte Abſicht, den Forderungen der Türkei nicht nach⸗ 
zugeben, ſollte ſich auch ganz Europa gegen ihn erklären; jo verlange es die Ehre 
feiner Krone. Der Franzöſiſche Geſchäftsträger har feinem Cabinet hiervon Mit⸗ 
theilung gemacht. Das Miniſterconſeil hat ſich verſammelt und feine Entſchlie⸗ 
Fung iſt in den Depeſchen formulirt, welche das Dampfſchiff „Rubis“ nach Athen 
überbringt 
Die Kommiſſion der Pairs Kammer hat ſich für Annahme des Geſetz⸗Eut⸗ 
wurfs über Reorganiſirung des Königlichen, früher Kaiſerlichen Kapitels zu St. 
Denis ausgeſprochen, welches im Jahre 1806 von Napoleon begründet wurde. 

Die Königin Chriſtine traf mit dem Herzoge von Rianzares auf ihrer Neiſe 
nach Neapel am Mittwoch in Lyon ein, von wo ſie am Freitag darauf mit dem 
Dampfſchiff „Cyper“ nach Toulon abreiſte. Am Dienſtag, den 11. d., war in 
Marſeille der Infant Don Enrique, nachdem er ſich am 1. zu Rom mit der 
Tochter des Grafen Caſtella vermählt hatte, mit ſeiner Gemahlin von Civitavec⸗ 
chia angelangt; er reiſte unter dem Namen eines Herzogs von Sevilla. 
Herr von Liebermann, ehemaliger Preußiſcher Geſandter am Hofe von St. 
Petersburg, iſt vorgeſtern hier geſtorben und wird heute beſtattet werden. 

Nach den geſtern eingetroffenen Nachrichten aus Algier vom 9. befand ſich 
das in Kabplien eindringende Armee-⸗Corps am 7. Abends im Lager in der Nähe 
von Dra⸗Koruch. Abends war der Marſchall mit ſeinen Adjutanten und Ordon⸗ 
nanz⸗ Offizieren, und begleitet von den Generalen Lechene, Gentil und Blangini, 
ſo wie dem Central⸗Direktor der Arabiſchen Angelegenheiten, Oberſten Daumas, 
bei der Kolonne eingetroffen. Am Morgen des 8. ſetzte dieſe unter der Führung 
des Marſchalls ſelbſt, deſſen Geſundheit wiederhergeſtellt ſcheint, ihren Marſch 
nach Bugia fort. 7 

Gerüchte von neuen miniſteriellen Modifikationen ſind fortwährend im Umlaufe; 
die Patrie meldet, daß man ſelbſt in den Tuilerieen nicht mehr an eine lange 
Eriſtenz des Kabinets Guizot glaube, und daß ein neues Kabinet unter Molé's 
Präſideniſchaft, aus allen Theilen der Kammer gebildet, in Bereitſchaft ſei. In 
dieſem Miniſterium würden die Herren Molé, Remuſat, Malleville, Dufaure, 
Villault, Muret de Bort und Andere figuriren. 

Ihre Durchlaucht die Fürſtin Liegnitz iſt hier eingetroffen. 

Paris den 21. Mai. (Telegr. Depeſche d. A. Preuß. Zig) Nach fo eben 
eingetroffenen Nachrichten aus Genua it O'Connel daſelbſt am 15ten Mai 
geſtorben. 

| S pani e u. 5 
d Madrid den 14. Mai. Geſtern früh um fünf Uhr ſtellten Polizei⸗Beamte 
ſich in die Wohnung des Herrn Gun, dem die Infantin Doña Joſefa ihre Haud 
zu ſchenken im Begriffe fand, ein, unterſuchten ſeine Papiere und nahmen ver⸗ 
ſchiedene von der Jufantin herrührende Briefe zärtlichen Inhalts unter Siegel, 
um fie der Königin zuzuſtellen. Darauf ſetzten fie den Herrn Gusll in eine Pofts 
chaiſe und führten ihn nach Cadir, wo er, wie es heißt, nach der Havana, ſei⸗ 
ner Heimath, eingeſchifft werden ſoll. Es fehlt hier nicht an Perſonen, welche 
dieſe Maßregel für geſehwidrig und hart finden. Es iſt den beiden älteſten Töch⸗ 
tern des Infanten Don Francisco de Paula geſtattet worden, unſtandesmäßige 
Eben einzugehen. Auf dieſes Beiſpiel geſtützt, glaubte die Infantin Zofefa eben- 
falls den Trieben ihres Herzens folgen zu dürfen und rechnete darauf, daß ihre 
Vermählung, ſobald fie einmal vollzogen wäre, die nachfolgende Beſtätigung der 


Königin, die längſt von dem zärtlichen Verhältniſſe unterrichtet war, erhalten 
würde. Das liebende Paar kam demnach überein, daß die Vermählung in der 
Nacht vom 1. d., und zwar, um alles Auffehen zu vermeiden, unter freiem 
Himmel, im Garten des Buen Retiro, vor ſich te. Ein Geiſtlicher 
wurde, um die Trauung zu verrichten, dorth u jeden und von den Generalen 
Prim und Moreno als Zeugen begleitet. e ſelbſt verließ den Palaſt 
ihres Vaters in Mannskleidern, um nicht von bei Dienerfepaft erkannt zu werden. 
Als aber ſämmtliche fünf Perſonen ſich kaum vereinigt hatten, trat der Geſe poli- 
tico mit mehreren Polizeidienern auf und ſchritt zu ibrer Verhaftung. Sobald 
die Infantin ſich als ſolche zu erkennen gab, ward ſie in ihr vaterliches Haus 
zurückgeführt und auch der Bräutigam entlaſſen. Die be Generale behaupte⸗ 
ten, ohne Kenntniß von dem eigentlichen Vorhaben zu fein und nur die Einladung 
erhalten zu haben, einem beabſichtigten Zweikampf als Zeugen beizuwohnen. 

Die Königin macht jetzt in Aranjuez häufig Spazierritte in Geſellſchaft der 
Jufantin Joſefa, und vorgeſtern beluſtigte fie ſich mit der Haſenjagd. Auch ſollen 
Waſſerfahrten auf dem Tajo ſtattfinden, zu deren Anordnung der Marine⸗Mini⸗ 
ſter dorthin berufen wurde. Einem der erfahrenſten Admirale wird vermuthlich 
die Führung des Steuerruders der Königlichen Schaluppe übertragen werden. 

Die Nachrichten aus Catalonien lauten mit jedem Tage beunruhigende. 
Die Truppen der Königin erleiden ſehr empfindliche Verluſte und dürften ſich bald 
auf die Behauptung der feſten Plätze zu beſchräuken haben. Der General⸗Kapi⸗ 
tain erklart, daß, falls die Bevölkerung felbit nicht gegen die Karliſten aufſtände, 
die Truppen vor ihnen das Feld räumen müßten. Die Behörden der Königin 
haben einen Theil der Gefangenen erſchießen laſſen. Bisher find die Karliſten 
dieſem Beiſpiele nicht gefolgt; fie haben vielmehr die Verwundeten, welche in ihre 
Hände fielen, ihren Gegnern ausgeliefert. 

Ju Folge der unſinni en Maßregeln der Behörden iſt es nun auch in Sevilla 
zu einem ernſtlichen Aufſtande gekommen. Die Truppen waren zu ſchwach, um 
den Volksmaſſen Achtung einzuflößen, und beim Abgange der Poſt war man auf 
die ſchlimmſten Ereigniſſe gefaßt. 0 

Unterdeſſen beſchäftigen die Miniſter ſich aufs neue mit dem Portugieſiſchen 
Feldzuge. Das Truppen⸗Corps, welches an der Grenze bei Badajoz zuſammen⸗ 
gezogen wird, beſteht aus 17 Bataillonen, 3 Regimentern Kavallerie, 6 Batte⸗ 
rieen Artillerie und 2 Sappeurs⸗Kompagnieen. Die Infanterie iſt in zwei Divi⸗ 
ſiouen, jede zu zwei Brigaden, eingetheilt. Der General en Chef, D. Manuel 
de la Concha, wird morgen mit ſeinem Stabe nach Badajoz abgehen. 

Mau lieſt im „Heraldo“, General Coucha ſei heute abgereiſt, um das Com⸗ 
mando der Armee an der Portugieſiſchen Grenze zu übernehmen. Er bleibt mit 
derſelben in Salamanca, um dort weitere Befehle abzuwarten. 5 

In Catalonien mehren ſich die Montemoliniſtiſchen Banden in bedenklicher 
Weiſe. ö 

Nachſchrift. Herr Mon wurde in der That verhaftet, weil ſich ein Brief 
von ihm unter La Riva's Papieren vorfand, aus deſſen Juhalt man auf ein 
zwiſchen Beiden beſtehendes vertrautes Verhaͤltuiß ſchließen will. Herr Mon 
berief ſich auf feine Vorrechte als Deputirter und hat jetzt nur Hausarreſt. — 
So eben verbreitet ſich das Gerücht, es wäre geſtern in Aranjuez auf den General 
Serrano geſchoſſen worden. f 

Großbritannien und Irland. 

London den 14. Mai. Es iſt im Mittelländiſchen Meere während der 
Abweſenheit des dort kommandirenden Admirals Parker in Liſſabon ein zweites 
Stations⸗Kommando errichtet und daſſelbe dem durch feine Entſchiedenheit bekann⸗ 
ten Admirals Sir Charles Napier anvertraut worden. Derſelbe wird in dieſen 
Tagen feine Flagge an Bord des „St. Vincent“ von 120 Kanonen aufziehen und 
zunächſt nach Liſſabon abgehen. Der „Howe“ und die „Caledonia“, beide von 
120 K., und noch andere Schiffe werden nachfolgen. Sir Charles Napier hat 
fein Mandat als Repräſentaut der City von London in die Hände feiner Wähler 
zurückgegeben. Dieſelben wollen in einer Verſammlung berathen, ob die Reſig⸗ 
nation anzunehmen ſei. 

Die geſtrigen Verhandlungen des Unterhauſes erhielten einiges Intereſſe 
durch einen Vortrag des Dr. Bowring über die nothwendige Herabſetzung der 
Weinzölle, zu welchem Zwecke derſelbe den Antrag auf Konſtituirung des Hauſes 
zum General-Komité beantragte. Der Schatzkanzler widerſetzte ſich dem Ans 
trage, da die Zoll: Einnahme jetzt auch keinen temporairen Ausfall ergeben dürfe 
und der ausgedehutere Abſatz der Fabrikate ſehr zweifelhaft ſei. Dr. Bowring 
nahm feinen Antrag hierauf zurück. 

Mit Rückſicht auf die Lebensmittel-Theurung, hat die Königin befohlen, daß 
in ihrem Hanshalte nur Mehl zweiter Sorte verbraucht und der Brod⸗ Verbrauch 
auf 1 Pfund pro Kopf beſchränkt werde. ö 

In Folge einer Reviſion des Proceſſes gegen den als Seehelden berühmten 
Alex. Thom. Cochrane, Earl of Dundonald, der 1815 wegen ihm Schuld ge⸗ 
gebener betrügeriſcher Börſenſpeculation ſeiner Grade und Orden verlustig erklärt 
wurde, jedoch ſchon 1830 von Wühelm IV. wieder zum Contreadmiral ernannt 
worden war, hat demſelben jetzt die Königin auch das Großkreuz des Bathordens 
zurückgegeben. Wie man erzählt, war fein Oheim, Admiral Sir A. Foreſter, 
bei jenen Speculationen der Betheiligte, und aus Rückſichten füt denſelben, feinen 
Erzieher, habe er die Wahrheit bis nach deſſen Tode verſchwiegen. a 

Nach Berichten vom Cap der guten Hoffnung vom 10ten März haben die 
von Sir Heney Pottinger angeſtellten Unterſuchungen über die Urſachen des Kaf⸗ 
fern: Auſſtaudes ergeben, daß den Kolonisten an der Grenze keine Schuld beizus 
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meſſen iſt, wohl aber der allzugroßen Sorgloſigkeit, mit welcher die Uebergriffe 
der Kaffern von Seiten der Regierung geduldet worden zu fein ſcheinen. Die 
Anordnung einer kräftigeren Grenzwache und einer ſchaͤrfern Beaufſichtigung der 
an der Grenze hauſenden Kaffe rnſtämme wird nun ohne Zweifel unverweilt erfolgen. 

Die Times hatten eine Schiffernachricht vom 6. Mai aus Liſſabon, wo: 
nach Oberſt Wylde's Bemühungen wenigſtens einſtweilen einen Zuftand der Be⸗ 
ruhigung herbeigeführt hatten, und Unterhandlungen zwiſchen der Junta und der 
Regierung im Gange waren. 

London den 15. Mai. Das Kabinet verſammelte ſich heute im auswärti⸗ 
en Amte zu einer mehrſtündigen Berathung. 

Im Unterhauſe brachte Herr Hume die überhandnehmenden Eiſenbahn⸗ 
Spekulationen zur Sprache und ſtellte zur Beſchränkung derſelben den Antrag auf 
Annahme einer Reſolution, nach welcher keine neue Eiſenbahn- Geſellſchaft mehr 
ermächtigt werden ſoll, neue Actien auszugeben oder Anleihen aufzunehmen, bevor 
ſie nicht das Kapital, 41 deſſen Erhebung ſie durch die Konzeſſtous⸗Atte ermächtigt 
iſt, vollſtandig realiſirk hat. 

Die Times berichten aus Porto vom Sten Mai über die Unterhandlungen 
des Oberſten Wylde (der am Iten Mai in Porto angekommen war) mit den bei⸗ 
den von der Junta ernannten Commiſſairen, Herren Manoel de Caſtro Perreita, 
im Jahre 1837 Miniſter, und Antonio de Aguiar, Mitglied des Kabinets Pal⸗ 
mella im vorigen Jahre. Die von der Königin angenommenen Vergleichsbedin⸗ 
gungen, welche Oberſt Wylde überbracht hat, find: 1) Amneſtie für alle politi⸗ 
ſche Vergehen ſeit dem Oktober v. J. und Rückberufung aller Verbaunten; 2) 
Widerruf aller ſeit dem 6. Oktober ergangenen conſtitutionswidtigen Etlaſſe; 3) 
die unverweilte Einberufung der Cortes und Sicherung voller Wahlfreiheit; end⸗ 


lich 4) Eruennung eines Miniſteriums, in welchem weder Cabtaliſten noch Mit⸗ 


glieder der Junta Platz finden ſollen. Die Junta iſt mit dieſen Bedingungen 
ganz zufrieden (uur das Wort „Amneſtie“ weiſt ſie zurück), aber ſie verlangt als 


Bürgſchaft für Aufrechthaltung des Vergleiches etwas Beſſeres, als die zu dieſem 


Zwecke angebotene „moraliſche Garantie“ Englands, da dieſe motaliſche Garantie 
Englands im Jahre 1828 die Ujurpation Dom Miguel's nicht hat verhindern 
können und die letzten Ereigniſſe zur Genüge darthun, daß auch bei der Königin 
der Rath und Einfluß Euglands wenig galten, fo lange nicht die äußerſte Noth 
drängt. Die Junta verlangt daher als Garantie, daß ihre Truppen unvermiu⸗ 
dert unter den Befehlen des Grafen das Autas bleiben und als ein abgeſondertes 
Corps in den Dienſt der Königin übergehen. Dieſe Bedingung wird nun ohne 
Zweifel die Königin ihrerſeits nicht annehmen, und ſo dürfte ſich, wenn man 
nicht einen anderen Ausweg findet, die Unterhandlung noch lange hinziehen. — 
Die Citadelle von Viana iſt endlich von den Königlichen Truppen geräumt wor⸗ 
den, und die Garniſon hat ſich, von den Inſurgenten unter Almargem lebhaft 
verfolgt, nach Valencia zuriücgezogen. 
Ich 6 Ries sand, 
Aus dem Haag, den 19. Mai. Se. Kaiferl. Hoheit der Großfürſt Kon⸗ 
ſtantin von Rußland iſt Hier angekommen. ö 


Die Regierung hat beſchloſſen, ſechs Dampfſchiffe zur Verfügung des Han⸗ 


dels zu ſtellen, um die Reiſe der auf der Fahrt befindlichen, mit Getreide belade⸗ 
nen Schiffe zu beſchleunigen, und zwar zwei von denſelben nach dem Baltiſchen 
Meere, zwei nach dem Kanale und zwei nach der Meerenge von Gibraltar behufs 
des Schleppdienſtes abzuſchicken. 
a N rt 

Rom den 3. Mai. Der Dekan des heiligen Kollegiums, Kardinal Micara, 
kaum von einer Krankheit hergeſtellt, ward geſtern von einem Schlagfluß befallen, 
der wenig Hoffnung zu feiner Wiedergeneſung läßt. Das Gerücht ſagte ihn vor⸗ 
geſtern bereits todt. N N 1 

Rom den 7. Mai. (A. 3.) Durch Billette des Kardinal⸗Staats⸗Sekre⸗ 
tairs vom 2. b. ſind auf Befehl des heiligen Vaters folgende Ernennungen bekannt 
gemacht: Kardinal Oſtint, bisheriger Präfekt der Kongregation der Biſchöfe und 


des verſtorbenen Kardinals Polidori. Der Kardinal Orioll zum Präfekten det 
Kongregation der Biſchöfe und Ordensgeiſtlichen und der Kardinal Adguini zum 
Präfekten der Kongregation der Indulgenzen und Reliquien, welches Amt bisher 
vom Kardinal Ferretti (gegenwärtig Legat von Urbino und Peſaro) bekleidet wurde. 
Vermiſechte Nachrichten. 

So eben iſt in dem Verlage von E. Dettmers in Berlin (Königsſtraße) 
ein ſehr empfehlenswerthes litographiſches Blatt, Se. Majeſtät den König Frie⸗ 
drich Wilhelm IV. bei Eröffnung des erſten Preußiſchen Vereinigten Landtages 
am 1 1. April 1847 in dem Augenblick darſtellend, wo er ſich erhebend die Worte 
ſprach: „Ich und mein Haus wir wollen dem Herrn dienen!, Das Blatt, ge⸗ 
zeichnet und lithographirt von Nordmann und gedruckt im Königl. lithographiſchen 
Inſtitut in Berlin, iſt vortrefflich gelungen und im Preiſe ſo billig geſtellt (10 
Sgr. auf weißem und 15 Sgr. auf chineſiſchem Papier), daß es dadurch auch 
von unbemittelteren Familien erworben werden kann. 

Der Prof. v. Raum er hat fo eben die amtliche Nachricht erhalten, daß die 
Deutſchen in Cincinnati (Staates Ohio) über 4000 Thaler zur Unterſtäz⸗ 
zung der Nothleidenden in Deutſchland geſammelt haben. Wir werden 
zu feiner Zeit das Nähere über dieſe höchſt lobens⸗ und dankenswerthe That mit⸗ 
theilen. 

Breslau den 19. Mal. Geſtern Nachmittag zwiſchen 12 und 1 Uhr be⸗ 
gann der Transport der aus Kanonenmetall vom Königl. Gieß⸗Direktor Klage⸗ 
maun hierſelbſt gegoſſenen Statue des Hochſeligen Königs Friedrich des 
Großen im Gewicht von 220 Ctru., und zwar auf Walzen, aus ber kgl. Stüd- 
gießerei, Taſchenſtr. 29, durch einen Theil der neuen Gaſſe, die Ohlauer Straße 
und die Becherſeite des Ringes entlang bis auf den Paradeplatz. Dott bleibt die 
Statue, welche heut früh um 23 Uhr an Ort und Stelle anlaugte, bis nach dem 
Schluß des diesjährigen Frühjars⸗Wollmarktes verhüllt ſtehen, wird dann auf das 
aus oberſchleſiſchem Marmor vom Steinmetzmeiſter Bun gen ſta b hlerſebſt Hoch 
geſchmackvoll gefertigte Piedeſtal gehoben und, wie wir aus ſicherer Quelle 10 
ren haben, den 27ſten Juni d. J. feierlich enthüllt werden. N 

Breslau. — Am 13. Mai kehrte ein Reiſender mit dem letzten Zuge auf 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn hierher zurück. Um nach der Stadt zu gelangen, 
bediente er ſich keiner Droſchke, ſondern ging zu Fuß, und nahm ſich einen 52 
gen von eirea 16 Jahren, der ihm im Bahnhofe ſeine Dienſte anbot, zum ra⸗ 
gen feiner Reiſetaſche. In der Gegend der Schützenkaſerne erklärte der Junge, 
eines Bedürfniſſes wegen einen Augenblick ſich entfernen zu müſſen. Er legte 
die Taſche hin, ging auf die Seite, ergriff aber plötzlich die Flucht und ließ die 
Reiſetaſche liegen. Als der Eigenthuͤmer die letztere nachſah, fand er fie aufge⸗ 
ſchnitten und aus derſelben die Summe von 100 Kthlr. in verſchiedenen Münzen 
entwendet. Den Jungen vermochte er nicht mehr einzuholen, da dieſer in der 
Dunkelheit Gelegenheit gefunden hatte, ſich mit dem geſtohlnen Gelde zu entfernen. 

London. — Trotz der ſchweren Noth der Zeit iſt das Lindfieber noch 
immer im Wachſen und alle Herzen, die von Alice noch nicht bezaubert waren, 
find geſtern von Amina gekapert worden: kurz, der Britiſche Kunſt⸗Enthuſtas⸗ 
mus ſteht der continentalen Begeiſterung in keiner Beziehung nach. Die Königin 
ſelbſt warf ein Bouquet auf die Bühne. 5 

Der Rheiniſche Beobachter enthielt in den Tagen, wo auf dem vereinigte 
Landtage die Beſcholtenheitsfrage diskutirt wurde, eine Correſpondenz aus Mün⸗ 
ſter, in der es hieß, daß der dortige Magiſtrat einem armen hungernden Tages 


löhner deshalb Arbeit verweigert habe, weil er noch keine Zuchthausſtrafe erlitten. 


„Die entlaſſenen Sträflinge”, lautete der Beſcheid, müßten zuerſt beſchäftigt wer⸗ 
den. Iſt dieſe Geſchichte wahr, oder nur eine lehrreiche Fabel? Oder wollte der 
Rheiniſche Beobachter hiermit ausdrücken, daß man beſcholten ſeyn kann und den⸗ 
noch Auszeichnungen genieße? c f 

Herr Dumont, der Redakteur der Koͤlniſchen Zeitung, hat bei der Allge⸗ 
meinen Preußiſchen Zeitung angefragt, ob ſie im Stande ſei, ihm täglich 9500 
Exemplare ihres Blattes zu liefern. Die Allg. Preuß. Ztg. hat geantwortet, er 
möge nur die Exemplare auf der Poſt beſtellen. 


Ordensgeiſtlichen, zum Präfekten der Kongregation des Konzils an die Stelle 


tadttheater in en. 

Em. den 26ſten Mai: ur Erſtenmale: 
Drei Ungtückstage aus dem Leben Rapo⸗ 
rens; hiftoriſch⸗dramatiſches Gemälde in 3 Ab⸗ 
theilungen, nach dem Franzöſiſchen des Alexander 
Dumas. Erſte Abtheilung: Der Brand in Mos⸗ 
tau. Zweite Abtheilung: Uebergang über die Be⸗ 
hie. Dritte Abtheilung: Napoleons Tod auf 

„Helena. — Hierauf: Napoleons Aſche, oder 
SE Helenas letzte Tage; Melodrama in 3 

btbeilungen mit lebenden Tableaux von Theodor 
Drobiſch. Muſit von C. Conrad. Erſte Abthei⸗ 
lung: Das geöffnete Kaifergtab. Zweite Abtheilung: 
Napoleons Leiche. Dritte Abtheil.: Der Triumph⸗ 
zug nach . (Gaſtrolle: Napoleon, Herr 
achat Neue vom Fürſil. Hoftheater zu 


1 AA —ͤÄ... u — 
Entfernten theilnehmenden Freunden und Bez 
en dit — 4 daß meinte l e Frau, Au⸗ 
gute geb. Sachs, nach kurzen Leiden plözlich 
unerwartet am Himmelfahrtstage Abends um 9 

Uhr unſerer, vor noch nicht zwei Jahren vorange⸗ 
e Tochter in die Ewigkeit na 


folgt . J. tieffiem Schmetze fiche ich mit meinen 


beiden noch unerzogenen Kindern, mit der hochbe⸗ 


tagten Mutter und dem Bruder der Entſchlafenen 
am Sarge und bitte Gott, daß er Troſt und Lin: 
derung in unſere Herzen ſenken wolle. 
Berlin, den 15. Mai 1847. 
Friedrich Schneider. 


Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Poſen. 


Das im Adel nauer Kreiſe belegene adelige Rit⸗ 
tergut Wegry J. Antheils, Wawrofzezyzua 
raten Baier “ und Maryanna 725 

iſchen Erben gehörig, gerichtlich abgeſchätz 
auf 11,631 Rthlr. 20 Ss 6 N we — nebſt 
Hypothekenſchein und Bedingungen in der Regiſtra⸗ 
tur einzuſehenden Taxe, ſoll zum Zwecke der Ausein- 
anderſetzung ; 

am Aten Oktober 1847 Vormittags 

um 10 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſielle ſubhaſtirt werden. 
Alle unbekannten Realprätendenten werden aufge⸗ 


ge» boten, ſich bei Vermeidung der Prätlufion ſpäle⸗ 


ſtens in dieſem Termine zu melden. 


Nachſtehende dem Aufenthalte nach unbekannten 
Perſonen: . 

Anton v. Wegierski, Camilla v. We⸗ 
gierska, verehelichte v. Tarnowska und 
deren Ehemann, \ 

Thecla ſeparirte v. Brochocka geborne v. We⸗ 
gierska, 

Angela verwittwete Oberſtlieutenant v. De bi 
cka, geborne v. Wegiers ka, 2 

Nepomucena verwittwete v. Zaboklicka, ges 
borne v. Wegierska, 

Ferdinand Auguſt v. Wegierski, 

Ferdinand v. Wegierski, 

Carl v. Wegierski, 

Alexander v. Wegierski, 

Wladislaus v. Wein 

Albertine verehelichke Hildebrand, geborne 
v. Wegierska, bi 

Ludwig v. Wegiersti, 

Roſa verehelichte v. Fiſcher, geborne v. We⸗ 
giersta, 

b verwittwete v. Ckelecka, geborne 

v. Wſtowsk d ie 


) 8k a 
Stephan v. Rud nickt, 


Auguft v. Rudnieki, 2 

Ignatz v. Rudnicki, 

Joſeph v. Rudnicki, und 

Maryanna v. Rudnicka, 
als Erben der eingetragenen Mitbeſitzer, Anton, 
Thecla verehelichte v. Rudnicka, Joſeph, 
Theodor, Johann, Clemens, Adam und 
Johanna, Geſchwiſter v. Wegierski, werden zu 
dem vorgedachten Termine öffentlich vorgeladen. 

Poſen, den 28. Februar 1847. 


Edittal- Citation. 

Auf den Antrag der Geſchwiſter Schalk wird 
die unverehelichte Chatharina Schalk, eine Toch⸗ 
ter dee Andreas und Eliſabeth Schalk ſchen 
Eheleute, welche ſich in einem Alter von 10 bis 12 
Jahren aus dem Dorfe Plötzig, Kreiſes Flatow, 
dor länger denn 40 Jahren entfernt hat und feitdem 
verſchollen iſt, oder die von derſelben zurückgelaſſenen 
unbekannten Erben und Erbnehmer hierdurch aufge⸗ 
fordert, von ihrem Leben und Aufenthalt ſofort 
Nachricht zu geben, oder ſpäteſtens in dem auf 

den aten März 1818 Vormittags 10 Uhr 
im hieſigen Gerichts -Gebäude angeſetzten Termine 
perſönlich oder ſchriftlich ſich zu melden, widrigenfalls 
fie für todt erklärt und ihr Vermögen ihren legiti⸗ 
mirten Erben, event. dem Königlichen Fiskus ver⸗ 
abſolgt werden wird. 5 

Pr. Friedland, den 19. Mai 1847. 

a Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Verkauf. 

Die den Wolffertſchen Erben gehörigen, zu 
Poſen in der Altſtadt unter der Hypotheken-Num⸗ 
mer 386. und 387. bei der Walliſcheier Brücke an 
der Ecke der Gerber- und Breitenſtraße belegenen 
Grundſtücke ſollen 

am Sten Juni d. J. 
vor mir aus freier Hand an den Meiſtbietenden ver⸗ 
kauft werden. Die Kauf- und Verkaufsbedingungen 
können bei mir eingeſehen werden. 

Poſen, den 19. Mai 1847. 

Krauthofer, 


Mein mit allen herrſchaftlichen Dominial-Rechten 
beliehenes Vorwerk, Eliſenthal, in einer roman⸗ 
tiſchen Gegend, zwiſchen den Städten Karge, Kop⸗ 
nitz, Bo mſt, Bentſchen und Wollſtein liegend, 
bin ich Willens aus freier Hand, ohne Einmiſchung 
eines Dritten, zu verkaufen. Zu demſelben gehört: 

an Hof- und Bauſtellen 2 Mrg I URN 


Notar. 
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an einer beſondern Wieſen⸗ 
Parcelle circa * N 
nächſidem das freie Aufhütungs Recht von 200 
Schaafen und die Streueinfammlung. wel⸗ 
che beide Servituten bereits in der Ablö⸗ 

ſung begriffen ſind. 

Die ſämmtlichen Wohn⸗ und Wirthſchafts-Ge— 
bäude ſind im guten baulichen Zuſtande; es wird 
das vollſtändige lebende und todte Inventarium mit 
übergeben, und als Kauſpreis 18,000 Rthlr. ges 
fordert. 

Eliſenthal bei Karge, den 18. Mai 1847. 

Fechner. 
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Poſen, den 25. Mai 1847. 
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A 1 
Die zum Nachlaſſe des verſtorbenen Geiſtlichen 
Johann Cant. v. Kowalski gehörigen Bücher, 


einige ſilberne Eßlöffel, Gabel und Meſſer, drei . 


alte Taſchen-, Wand⸗ und Tiſchuhren, Hausgerä⸗ 
Ihe, Betten, Wäſche u. ſ. w., ſollen in feiner bis⸗ 
herigen Wohnung im ehemaligen Karmeliter-Kloſter 
an der Kirche zum Corpus Christi hierſelbſt, am 


der Hinterbliebenen die Praxis des verſtorbe⸗ 
nen Leib- und Hof⸗Zahnarztes Kneiſel über⸗ 
nommen habe, zeige ich einem hochgeehrten 
Publikum ergebenſt an, daß ich das Geſchäft 


in der Wohnung meines Vorgängers, Jäger⸗ 


ſtraße No 43 in größter Ausdehnung fortführe, 
und daß, da ich in den Beſitz ſämmtlicher Mo⸗ 
delle gekommen bin, jede Reparatur an den 
künſtlichen Zahnarbeiten der geehrten Kneiſel— 
ſchen Patienten auch bei mir ohne der perſön⸗ 
lichen Gegenwart vollzogen werden kann. Gleich- 
zeitig erlaube ich mir zu bemerken, daß die be⸗ 
rühmten Kneiſelſchen Zahnmedicamente nur bei 
mir zu haben, da mir allein die Vorſchriften 
dazu übergeben ſind. Außerdem beehre ich 
mich die Aufmerkſamkeit auf die neuen zahn⸗ 
ſchmerz-ſtillenden Einreibungen hinzulenken, 
welche äußerlich auf die Bade eingerieben ohne 
die Haut zu verändern die heftigſten Zahn⸗ 
ſchmerzen in kürzeſter Zeit beſeitigen. 
J. Mittelhaus, 
ausübender Zahnarzt zu Berlin, 

früher Schüler und Aſſiſtent des Leib- und 

Hof⸗Zahnarztes Kneiſel. 


Weiße Sommertücher 


in Mousselin de Lyn, Cachemir und Crepe 

de Chine, 5 
wie auch neue Zuſendungen von Schweizer Sticke⸗ 
reien offerirt zu den billigſten Preiſen 


Simon Katz, 


Wilhelmsſtraße No. 10. 
1! Aus verkauf. !!! 


+++ +++ 

So eben habe ich mehrere Kiften mit verſchiedenen 
Waaren erhalten, als: 

1) $ breite rothe karirte Gardinenzeuge a Elle 

2 Sgr., 

2) gute Hoſenzeuge von 3 Sgr. ab bis zu 7 Sgr., 
3) feine Piqute-Weſten a Weite 5 bis 10 Sgr., 
1, Sommer⸗-Piquce à Elle 24 Sgr., 


— 


bie 6 Sgr., 
6) Herren-Schlipſe zu 74 Sgr., 
7) weiße abgepaßte Kleider zu 14 Rthlr. 
Alle andern Waaren, die ſich in meinem Waaten- 
Lager noch beſinden, habe ich mit 40 Prozent zu⸗ 
rückgeſetzt. Löbel Sabor, 
Waſſerſtraße No. 11. eine Treppe hoch. 


in Gotha. 


Die Erſparniß für das Rechnungsjahr 1846 iſt durch Rechnungs-Abſchluß auf 


Procent = 
Der Unterzeichnete wird jedem Banktheilnehmer ſeiner Agentur den treffenden Betrag unter Ueberrei⸗ 


Exemplars des Abſchluſſes demnächſt auszahlen. N 
Nachweiſungen zur Rechnung liegen zur Einſicht der Theilnehmer bereit. 


C. Müller & Comp., 
Sapieha⸗Platz No. 3. . 


CCC.b.ͤͥͤ ² MA ar 


5 geolümte Gardinenzeuge mit Borten à Elle 4 


= Sommerhandschube,) empfing in grosser 

=, Marquisen und Auswahl und em- 

m Vigognia Zstrema- | Pfiehlt zu sehr bil- 
ura S i igen Preisen 


S. Landsberg jun., 


Wilhelmsstr. 23. vis-à- vis dem Geschäftslocale 
des Herru M. Falk. 


Papier⸗Tapeten in den neueſten Deſ⸗ 
ſins empfiehlt zu den billigſten Preiſen 


= 0 
er are 16er 8 10e aeg ce ä 
Ein anſtändig möblirtes Zimmer (Par⸗ 
terre) nebſt Bett, am Sapiehaplatz, und 
eine Wollniederlage daſelbſt, ſind für die 
Dauer des Wollmarktes zu vermiethen. 
Näheres im Comptoir von 


C. Müller K Comp., 
Sapieha⸗Platz No. 3. 


Der Laden nebſt Wohnung in meinem Haufe, 
Breslanerfir. No. 31., find zu Wichaclis d. J. zu 
vermiethen. Jonas, 

Apotheker. 


Wronkerſtraße No. 2. iſt eine bequeme Mittelwoh- 
nung und einige kleine Stuben von Johannis d. J. 
ab zu vermiethen von dem Eigenthümer des Hauſes. 


Da in dieſem Jahre der Wollmarkt auf dem Ka⸗ 
nonenplatze stattfindet, fo offerire ich alle diejenigen 
Räume zu Wollniederlagen, welche in meinem an dem⸗ 
ſelben befindlichen neuen Hauſe No. 139. in großer 
Anzahl zu dieſem Zwecke ſehr geeignet befunden wer⸗ 
den, zu billigen Miethspreiſen. Auch ſind die von 
der Straße zugänglichen Kellerräume dazu zu benuz⸗ 
zen und mit Wohnſtuben verſehen. Es können auch 
noch andere Wohnungs⸗Lokale im Hinterhauſe ab» 
gelaſſen werden. 

Poſen, den 11. Mai 1847. 


W 


C. Jahn. 


Wollniederlage 


zu vermiethen alten Markt No. 44 der große leer⸗ 
fiehende Laden im Haufe des Kaufmann Grätz. 


Wollniederlagen 


nebſt Wohnungen ſind zu vermiethen Friedrichſtraße 
No. 36. der Poſtuhr gegenüber bei 
M. Pincus. 


F.. grüne Pomeranzen 1 Sgr. pro Stück 


It J. Ephraim, 


Waſſerſtraße No. 2. 


Cactus 
Ottonis mit 3 — 4 Blüthe-Knospen zu 1 Kthlr., 
fo wie ganz große mit 5 — 8 Blüthen a 14 Rihlr.; 
Speciosus nach der Größe zu 20 Sgr., I Rihlr., 
2 Nthlr. und 3 Nihlr., blühbare Veltheimien zu 
1 Rihlr. verkauft der Gärtner des Commerzienraths 
Bielefeld, Graben No. 38. 


Feuer⸗Verſicherungs⸗Bank für Deutſchland 


= 
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Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
——— 
Sitzung der Kurie PER drei Stände am 18. Mai. 
7 Schluß.) 
Abg. Frhr. v. Vincke (fährt fort): Sonach hat er nun nach den kla⸗ 
ren Worten des Geſetzes nicht das Recht, irgend einem Abgeordneten eine Ei⸗ 
genſchaft beizulegen oder zu nehmen, ſondern nur das fait accompli an⸗ 
zuerkennen, ob der Mann beſcholten oder unbeſcholten iſt. Es iſt keines⸗ 
weges, worin ich dem vorigen Redner beipflichten muß, die exorbitante Be⸗ 
fugniß in die Hände des Ober-Präſidenten gelegt, einen Mann für beſchol⸗ 
ten zu erklären; ich ſage die exorbitante Befugniß, infofern ein Einzelner dar⸗ 
über erkennen könnte, nicht ein Kollegium; inſofern Jemand, der kein rich⸗ 


terliches Amt bekleidet — trotz der Rechtskenntniſſe, die dem Herrn Ober⸗ 


Präsidenten von Wedell in großem Maße, nur ein Adminiſtrativ⸗ Beamter, 
ur Seite ſtehen — über die heiligſten Ehrenrechte entſcheiden ſollte: ſondern 
die geſetzliche Befugniß des Oberpräſidenten beſchränkt ſich lediglich darauf, 
feftzuftellen und anzuerkennen, ob ein Mann bereits in geſetzlicher Weiſe bes 
ſcholten erklärt worden iſt, und das kann meiner Ueberzeugung nach nicht 
durch den Ober-Präſidenten, ſondern auch nach der bisherigen Geſetzgebung 
nur durch das kompetente Kriminal⸗Gericht oder durch ein Urtel der Standes⸗ 
genoſſen geſchehen, und dieſe Anſicht muß ich namentlich für die Provinz feſt⸗ 
halten, um die es ſich hier handelt, da nach der Kreis-Ordnung für die Pro⸗ 
vinz Schleſien ausdrücklich die Norm beſteht, daß über die Beſcholtenheit eines 
Mitgliedes des Standes der Ritterſchaft nur die Rilterſchaft des betreffenden 
Kreiſes zu entſcheiden hat, eben ſo wie dies auch in der Provinz, welcher ich 
angehöre, der Fall iſt. . 

Wenn ich hiernach die Kompetenz des Ober-Präſidenten nicht für be⸗ 
gründet halten kann, einen Mann für beſcholten oder unbeſcholten zu erklã⸗ 
ren, ſo kann ich auch, ſelbſt für den Fall, daß man ihm dieſes Recht beile⸗ 
gen wollte, nicht finden, daß er einen geſetzlichen Gebrauch davon gemacht 
hat. Ich finde nirgends in den Geſetzen, daß die ſtändiſchen Rechte ruhen 
ſollen; ich finde nur den Begriff von Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit, und 
ſo lange Jemand beſcholten iſt, hat er überhaupt kein ſtändiſches Recht; ich 
finde aber nicht, daß in irgend einer geſetzlichen Veſtimmung, ſei es in einer 
Provinzial⸗Verordunng oder in der Verordnung vom 3. Februar d. J., von 
einem Ruhen der ſtändiſchen Rechte die Rede ſei. Es könnte mir eingewen⸗ 
det werden, daß es darauf nicht ankomme, weil die Wahl des Grafen Reis 
chenbach noch nicht zu Recht beſtanden habe, weil fie noch nicht perfekt gewe⸗ 
ſen ſei; aber davon iſt nicht die Rede. Es handelt ſich blos um die Mög⸗ 
lichkeit, gewählt zu werden, um die Qualification dazu wegen Unbeſcholten⸗ 
heit oder um die Unfähigkeit wegen Veſcholtenheit, und daß das paſſive 
Wahlrecht in irgend einem Falle ruhen ſolle, das iſt in keinem Geſetze vor⸗ 
geſchrieben. Es kann auch der Spezialfall welcher aus der Rhein- Provinz 
angeführt worden iſt, nicht entſcheidend fein, weil dieſe Entſcheidung eben 
nur für einen Spezialfall gegeben, für eine Provinz erlaſſen, aber nicht pu⸗ 
blicirt worden iſt, und es kann ſehr wohl möglich fein, daß die Fälle ſehr 
verſchieden ſind. Immer aber iſt das die Hauptſache, daß nur gehörig pu⸗ 
blizirte Geſetze maßgebend ſein und geſetzliche Geltung haben können. Wenn 
alfo nirgends geſagt iſt, daß die ſtändiſchen Rechte ruhen ſollen, ſo kann na⸗ 
mentlich eine Kriminal⸗unterſuchung nicht ein ſolches Ruhen herbeiführen. Ich 
kann mit der Abtheilung darin nicht einverſtanden ſein, daß Jemand, weil 
eine Unterſuchung gegen ihn eingeleitet iſt, als beſcholten angeſehen werden 
könnte, und wenn ſelbſt, wie es heißt, die Anſicht des Publikums dahin ge⸗ 
hen ſollte, ſo kann dies keinen geſetzlichen Effekt haben. Es kommt dabei 
vielmehr nur darauf an, ob ein Erkenntniß vorliegt, welches die Beſcholten— 
heit ausgeſprochen hat; die bloße Einleitung der Unterſuchung kann hier nicht 
von Effekt fein. Wenn ich nun annehmen muß, daß weder die Kompetenz 
des Ober⸗Präſidenten, über den vorliegenden Fall zu entſcheiden, gerechtfer⸗ 
tigt, noch daß er befugt war, in Bezug auf die wegen Majeſtäts⸗Verbrechen 
eingeleitete Unterſuchung eine Beſcholtenheit anzunehmen, ſo muß ich ferner 
annehmen, daß, wenn man dieſen beiden Schlußfolgerungen beitritt, das 
Amendement, welches der geehrte Redner vor mir geſtellt hat, vollkommen 
gegründet iſt. In dieſem Falle aber wäre die Wahl als rite vollzogen und 
perfekt anzunehmen, weil keine Gründe vorliegen, um ſie zu bemängeln, und 
deshalb wäre die zweite Wahl nicht rite vollzogen, und man würde, ohne 
daß man Veranlaſſung hätte, eine Beſchwerde über den Ober⸗Präſidenten 
daran zu knüpfen, welcher — ich bin perſönlich mit ihm bekannt und darf 
vielleicht ſagen befreundet — ganz gewiß von ſeinem Rechte überzeugt gewe⸗ 
fen iſt, die Bitte an Se. Majeſtät den König zu richten haben, den Grafen 
Reichenbach zu dem Vereinigten Landtag einzurufen. 

Juſtizj⸗Miniſter Uhden: Ich wollte mir erlauben, auf das, was der 
verehrte Herr Redner geſprochen hat, einige Bemerkungen zu machen. Es iſt 
abermals erwähnt, daß die Kriminal-Ordnung ſich nicht ſo beſtimmt darüber 
ausſpräche, wann eine Unterſuchung als eingeleitet angeſehen werden könnte: 

ch kann ganz von den desfallſigen Beſtimmungen der Kriminal-Ordnung 
abſtrahiren, weil in dem gegenwärtigen Falle gerade durch einen Beſchluß des 
Kollegiums dit förmliche Einleitung der Unterſuchung beſchloſſen worden iſt. 
Was ferner die Vorſchriflen des Landrechts über die Majeftäts-Beleidigungen 
betrifft, fo unterſcheldet daſſelbe zwei Arten derſelben, nämlich wirkliche Schmä⸗ 
hungen und unchrerbietige Acußerungen. Wegen der erſteren beſtimmt der $. 
199. des A L. R Th (I. Tit. 20. wörtlich: „Wer ſich des Verbrechens der 
beleidigten Majeflät durch ehrenrührige Schmähungen des Oberhaupts im 
Staate mit Worten, Schriften oder anderen ſinnlichen Darſtellungen ſchuldig 
macht, der hat 2 bis jährige Zuchthaus⸗ oder Feſtungsſtrafe verwirkt.“ Ueber 
die Auslegung dieſes Paragraphen ift kein Zweifel bei den Gerichten, und 
wegen Verbreitung ſolcher Schmähungen ift die Unterſuchung eingeleitet, und 
auch das Kammergericht war der Anſicht, daß derartige Schmähungen in der 
fraglichen Schrift enthalten find. Dagegen hat die Beſtimmung wegen un⸗ 
ehrerbietiger Yeuferungen allerdings zu Br Veranlaſſung gegeben, und 
es ſind verſchiedene Erkenntniſſe, theils ſtrafende, theils freiſprechende, erfolgt. 
Der F. 200. lautet nämlich wörtlich dahin: „Auch ſchon andere dergleichen 
boshafte, die Ehrfurcht gegen den Landesherrn verletzende Aeußerungen über 
die Perſon und Handlungen deſſelben, ſollen mit Gefängniß⸗ oder Feſtungs⸗ 
ſtrafe auf Sechs Monate bis zu Einem Jahre geahndet werden.“ Ich gebe 


es dann überhaupt vorkommen könnte, 


allerdings zu, daß dieſe Beſtimmung zu Zweifeln Veranlaſſung geben kann, 
eben weil die Faſſung nicht präciſe iſt. Wenn ferner behauptet worden, daß 
die Erkenntniſſe der Gerichte nur Entwürfe wären, fo muß ich das in Ab- 
rede ſtellen. Der §. 201. ſagt nur: „Alle über dies Verbrechen der beleidig⸗ 
ten Majeſtät (§§. 197 — 200.) abgefaßte Straferkenntniſſe müſſen dem Lan⸗ 
desherrn beſonders vorgelegt und ihm anheimgeſtellt werden: inwiefern er da⸗ 
bei von ſeinem Begnadigungsrechte Gebrauch machen wolle.“ Der Zweck der 
Vorlegung iſt nur der, ob des Königs Majeſtät ſich bewogen fühlen möchten, 
in dem betreffenden Falle Gnade für Recht ergehen zu laſſen; die richterliche 
Entſcheidung wird aber dadurch nicht angefochten. Dagegen war in der Kri⸗ 
minalordnung feſtgeſetzt, daß auch die Erkenntniſſe wegen Majeſtäts-Beleidi⸗ 
gung an das Juſtiz-Miniſterium zur Beſtätigung eingereicht werden ſollten. 
Dieſe Vorſchriſt aber, ſo wie der gedachte F. 201., iſt von des jetzt regieren⸗ 
den Königs Majeſtät aufgehoben. Die erkannten Strafen werden deshalb 
nach rechtskräftigem Erkenntniß vollſtreckt und können nur im Wege der 
Gnade auf angebrachte Vitten erlaſſen werden. Dieſe Beſtimmung war längſt 
in Kraft, als die Unterſuchung wegen Majeſtäts⸗Beleidigung wider den Gra⸗ 
fen v. Reichenbach eingeleitet wurde. Schließlich bemerke ich noch, daß, wenn 
nach §. 199. auf Strafe erkannt wird, zugleich der Verluſt der Nationale 
Kokarde wegen Mangel an patriotiſcher Geſinnung eintritt. e 

Abg. Milde: Ich werde mich überheben können, nach dem, was von 
beiden geehrten Rednern vor mir geſprochen und über den Gegenſtand geäu- 
ßert worden iſt, darauf einzugehen und die Gründe nachzuweiſen, um wes⸗ 
halb auch ich deren Meinung vollkommen theile, daß die gegenwärtige Lage 
der Geſetzgebung keinesweges einem Adminiftrativ- Beamten, fo hoch er auch 
fiche, das Recht zumißt oder giebt, über die Beſcholtenheit eines Mannes ab» 
zuurtheilen. Es iſt in unſerer ganzen Geſetzgebung vielmehr durchgehends der 
Grundſatz geltend, daß eben nur die Standſchaft über die Beſcholtenheit eines 
Mannes zu urtheilen habe, und es iſt ſehr richtig von dem Redner, der vor 
dem Herrn Juſtizminiſter geſprochen hat, hervorgehoben worden, daß die Be⸗ 
ſtätigung bei und für die Wahl der Landtags⸗Abgeordneten dieſelben zu ſol⸗ 
chen nicht erſt mache, fondern daß die Beftätigung einfach einer Prüfung gleich 
zu achten iſt in welcher allein feſtgeſtellt wird, ob der Gewählte die geſetzli⸗ 
chen Erforderniſſe in ſich vereine, jedoch mit Ausſchluß der Frage über den 
beſcholtenen Ruf, welcher, wie ich glaube, allein von den Standesgenoſſen 
feſtzuſtellen iſt. Auf den ſpeziellen Fall eingehend, werde ich einige Aeußerun⸗ 
gen machen müſſen, die unangenehm berühren, die aber zur Kenntniß der 
Sache mir allerdings nöthig erſcheinen. Nach meiner innigſten Ueberzeugung 
würde das Gutachten der dritten Abtheilung ganz anders ausgefallen ſein, 
wenn ſtatt eines Promemoria die geſammten Akten vorgelegen hätten, denn 
es würde ſich daraus hervorgeſtellt haben, daß ſich der Graf Reichenbach mehr 
oder weniger in dieſem ganz ſpeziellen Falle — ich lege darauf eine beſon⸗ 
dere Betonung, — in dieſem ganz ſpeziellen Falle als ein Opfer feiner Polis 
tiſchen Ueberzeugung zu betrachten hat. Bei der letzten Anweſenheit Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs in unferer Provinz hat man den Grafen Reichenbach aus 
der Nähe Sr. Majeſtät entfernt zu halten gewußt, ob auf legale oder illegale 
Art, will ich nicht unterſuchen. Der Graf Reichenbach iſt wegen ſeiner poli⸗ 
tiſchen Ueberzeugung in manchen Kreiſen des Geſellſchaft feiner Standesge- 
noſſen nicht beliebt, und zwar weil er nicht mit den politiſchen Anſichten der 
Majorität dieſer Kreiſe übereinſtimmt; er iſt dort eine persona ingrala; aber 
gerade darum um ſo mehr hätte dies ein Argument ſein ſollen, daß man ge⸗ 
gen ihn die größte Gerechtigkeit und Unparteilichkeit hätte walten laſſen müf- 
ſen, und ich muß zu meinem Bedauern bekennen, daß, wenn in dieſer Art 
eine politiſche Ueberzeugung, irgend welcher Art ſie auch ſei, nach welcher 
Seite fie auch hinneige, die Möglichkeit gäbe, daß Jemand in feinen Rech⸗ 
ten oder in Ausübung ſeiner ſtändiſchen Rechte könnte verhindert werden, ich 
dies tief bedaure, ja alles Ernſtes gegen ſolches Verfahren proteſtiren muß. 
Ich lege keinen Werth darauf, daß geſtern von dieſer Stelle behauptet wor⸗ 
den iſt, daß, da die Wählerſchaft die zweite Wahl vorgenommen hat, ſie auch 
zu erkennen gegeben habe, wie ſie mit den Maßnahmen der Regierung in 
Bezug auf den Grafen v. Reichenbach vollkommen einverſtanden wäre, und. 
zwar um ſo mehr, als von der Minorität ein Proteſt gegen dieſe zweite 
Wahl⸗Verhandlung locirt worden iſt. Ich muß bemerken, daß, wenn eine po⸗ 
litiſche Richtung und deren laute Bekennung ſchon Anlaß geben kann, eine 
Unterſuchung einzuleiten, und zwar, weil dieſe oder jene Aeußerung, dieſer 
oder jener Aufſatz, welcher abgedruckt iſt, dieſes oder jenes Buch, welches bei 
einem ſolchen gefunden, eine Baſis geben könnte, ihn für beſcholten momen⸗ 
tan zu erklären und in der Ausübung ſeiner ſtändiſchen Rechte zu verhin⸗ 
dern, ein ſolcher Zuſtand der Dinge allerdings höchſt gefährlich wäre, weil 
daß eine, zwei oder drei Wahlen über 
denſelben Abzuordnenden erfolgen könnten, bis daß eine persona grata gefun⸗ 
den wäre. In dem Augenblick, als die erſte Wahl vollzogen wurde, war der 
Graf v. Reichenbach ein ganz unbeſcholtener Mann, ſelbſt auch nach den Ve⸗ 
griffen derer, die da glauben, daß eine eingeleitete Unterſuchung ſchon für be⸗ 
ſcholten erkläre. Als die Wahl vorgenommen wurde, war nämlich noch keine 
Unterſuchung gegen ihn eingeleitet. Erſt 8 bis 10 Wochen nachher geſchah 
dies und zwar, wie ich mir zu bemerken erlaube, auf die Ausſage eines De⸗ 
nunzianten, der ihm, dem Grafen v. Reichenbach, bona fide im freundlichen 
Verkehr ein Buch abgeborgt hatte, was derſelbe 2 oder 3 Stunden vorher in 
einem Couvert per Poſt zugeſandt erhalten, und welches noch nicht aufge⸗ 
ſchnitten war. Ich frage Sie, meine Herren, wenn Jemand ein ungeöffnetes 
Buch bekommt, von welchem er eben nur den Titel geſehen, und es kommt 
Jemand zu ihm und fragt, ob er nicht von einem ſolchen Buche gehört, und 
er antwortet, ja, mir iſt es zugekommen, und giebt es ihm, ich frage einen 
Jeden, ob nicht ein derartiger Fall ſehr leicht Jedem von uns geſchehen kann, 
und dafür ſeine ſtändiſchen Rechte ſiſtirt zu ſehen, iſt hart, ja mehr als hart. 
So iſt mir die Lage dieſer Angelegenheit hinterbracht, und ſo ſehe ich mich 
verpflichtet, fe hier darzulegen. Wenn es demnach überhaupt richtig iſt, und 
ich glaube, es wird Niemand mich zu widerlegen vermögen, daß Jemand um 
ſeiner politiſchen Meinung willen, wie im vorliegenden Falle, ſozial und po⸗ 
litiſch bedrängt werden, aber auch ferner bis zu einem gewiſſen Grade feiner 
Standſchaft verluſtig gehen kann, fo if es hier wichtig, ja unerläſſig, daß 
die beflchende Geſetzgebung in vollſtändiger Gültigkeit aufrecht erhalten werde, 
und daß die Verſammlung verlange, ſo lange kein anderes Geſetz über Be⸗ 


weicht; 


ſcholtenheit oder Definition des guten Rufs beſteht, daß das beſtehende erhal⸗ 
ten werde, alſo daß die Beſcholtenheit nicht früher ausgeſprochen werden kann, 
als bis ein rechtskräftiges Urtheil erfolgt oder die Standſchaft die Beſchol⸗ 
tenheit erklärt hat. Ich trete deshalb dem Amendement bei, und ich glaube, 
daß, indem wir Se. Majeſtät bitten, die erfolgte Wahl des Grafen v. Rei⸗ 
chenbach als gültig anzuerkennen, wir namentlich hervorheben, daß wir nicht 
mehr als das Geſetz, aber das Geſetz wahr haben wollen. 1 
Landtags⸗Kommiſſar: Der verehrte Redner hat zuerſt eine Ber 
ſchwerde geführt, daß der Abtheilung die Aklen nicht vollſtändig vorgelegt wa⸗ 
ren, ſondern nur ein Promemoria. Ich kann verſichern, daß dieſes Prome⸗ 
moria Alles enthält, was aus den Miniſterial⸗Akten zur Sache weſentlich Ge⸗ 
hörendes zu entnehmen war. Auf die Akten des Ober- Präſidiums iſt nicht 
zurückgegangen und das Verlangen auch nicht darauf geſtellt worden. Ich 
glaube aber ſchwerlich, daß man in dieſen Akten das Ancrkenntniß finden 


würde, daß der Ober-Präſident des Grafen v. Reichenbach wegen politiſcher 


habe. Ein zweiter Angriff, der gegen das Gouver⸗ 
nement gemacht wurde, lautete dahin, daß der Graf v. Reichenbach bei der 
letzten Anweſenheit Sr. Majeſtät des Königs in Schleſien von der Allerhöch⸗ 
ſten Perſon durch gewiſſe Mittel entfernt ſei; ob geſetzlich oder ungeſetzlich, 
ließ der geehrte Redner dahingeſtellt. Ich fordere denſelben auf, die Mittel 
zu nennen. 5 

Abg. Milde: Da ich nur weiß, daß dem Grafen v. Reichenbach mit⸗ 
tel⸗ oder unmittelbar durch den Präſidenten des Regierungs-Bezirks Oppeln 
inſinuirt worden iſt, daß er ſich entfernt zu halten habe von einem Feſte, 
welches zur Feier der Anweſenheit Sr. Majeſtät veranſtaltet wurde, und daß 
der Graf dieſes ausgeſprochen hatte, habe ich ſelbſt gehört, und ich provozire 
auf einen Brief, den der Graf v. Reichenbach in jener Zeit an Se. Majeſtät 
oder an den Herrn Miniſter geſchrieben hat. 

Landtags-Kommiſſar: Ich weiß kaum, was ich hierauf erwiedern 
ſoll. Iſt das Felt. von Sr. Maßjeſtät dem Könige gegeben worden, ſo ver⸗ 
ſteht es ſich von ſelbſt, daß Allerhöchſtdieſelben dazu die Gäſte einladen muß⸗ 
ten; gab Jemand anders ein Feſt, ſo konnte es nur ihm zuſtehen, ſeine Gäſte 
auszuwählen. Ein illegales Mittel, den Grafen v. Reichenbach von der 
Perſon Sr. Majeſtät zu entfernen, kann darin aber gewiß nicht gefunden 
werden. Außerdem aber habe ich noch, was die Beſtätigung der Wahl be⸗ 
trifft, etwas zu bemerken. Es iſt von zwei Rednern behauptet worden, daß 
die Wahl perfekt geweſen ſei und keiner Beſtätigung bedurft habe. Dieſer⸗ 
halb muß ich mich zum zweitenmale auf eine authentiſche Interpretation be⸗ 
ziehen, welche Se. Majeſtät der König in dem Landtags-Abſchiede für die 
Provinz Weſtphalen zu geben geruht haben. Darin heißt es: „Wenn aber 
Unſere getreuen Stände ferner beantragen, daß kuͤnftig eine Beſtätigung der 
Wahlen nicht mehr ſtattſinden möge, ſo machen Wir denſelben bemerklich, 
daß nach §. 28. des Geſetzes vom 27, März 1824 der Landtags-Kommiſſarius 
zu prüfen hat, ob die Wahlen in der Form und nach den Eigenſchaften der 
Abgeordneten der Vorſchrift gemäß geſchehen find, die vorgeichriebenene Prü— 


Tendenzen ausgeſchloſſen 


fung aber das Recht der Verwerfung oder Anerkennung einſchließt, und es 


lediglich Unſerer Entſchließung vorbehalten bleiben muß, ob Wir dieſes Recht 
ſelbſt ausüben oder anderweitig delegiren wollen.“ Der Regel nach, haben 
Se. Majeſtät der König dieſes Recht auf die ſtändiſche Immediat-Kommiſſton 
delegirt, wie wir dies hier mehrfach vernommen haben. In dem vorliegen⸗ 
den Falle aber haben Allerhöchſtdieſelben die Entſcheidung treffen müſſen, weil 
es ſich darum handelte, ob die Wahl des Bruders des Grafen, bei welchem 
der 10jährige Beſitz nicht nachgewieſen werden konnte, im Wege des Dispen⸗ 
ſation zu beſtätigen ſei. Se. Majeſtät der König haben dieſe Beſtätigung 
nicht ertheilt und bei dieſer Veranlaſſung den in subsidio rite gewählten 
Grafen v. Strachwitz beſtätigt. Demnach beharre ich dabei, daß hier eine 
vollſtändige und eine nicht vollſtändige Wahl in Frage ſteht; der einen fehlt 
die Beſtätigung, ſie iſt daher unvollſtändig; die andere Wahl des Grafen 
v. Strachwitz iſt durch die Veſtätigung perfekt und rechtsbeſtändig. Deshalb 
komme ich auf meine geſtrigen Bemerkungen zurück, daß die Verſammlung 
davon abſtrahiren möge, ob der Graf v. Reichenbach beſcholten ſei oder nicht; 
ich meinerſeits erkenne gern an, daß ich ihn durch die Einleitung der Krimi— 
nal⸗Unterſuchung noch nicht für beſcholten halte, — ich bitte aber nochmals, 
von dieſer Unterſuchung zurückzukommen, weil es ſich davon hier nicht han⸗ 
delt, ſondern davon, welche Wahl die rechtsbeſtändige ſei, weil nur dieſe 
aufrecht erhalten werden kann. i 

Abg. Milde: Nur ein Wort habe ich darauf zu antworten, was der 
Herr Landtags⸗Komuiſſar vorhin zu ſagen beliebte. Es kann ſich nicht da⸗ 
von handeln, daß der Graf v. Reichenbach nicht zu einem Feſte eingeladen 
worden iſt, welches Se. Majeſtät der König gegeben hat, ſondern es iſt von 
einer einfachen Präſentation der Stände bei Sr. Majeſtät dem Könige oder 
einem Feſte, welches die Stände zu Ehren der Anweſenheit des Landesherrn 
veranſtaltet hatten, die Rede, und von dieſer Präſentation oder Feſte iſt der⸗ 
ſelbe zurückgehalten worden, und hat ſich, wie ich ſelbſt gehört, der Graf 
v. Reichenbach darüber beſchwerend an Se. Majeſtät den König gewendet. 

Abg. Graf. v. Schwerin: Meine Herren, ich würde mir nicht erlau⸗ 
ben, in dieſer, wie es mir ſcheint, ſehr einfachen Sache noch das Wort zu 
nehmen, wenn i 
Abtheilungs-Gutachten geſprochen haben, es wünſchenswerth fein könnte, auch 
noch etwas für daſſelbe anzuführen. Der verehrte Abgeordnete für Weſtpha⸗ 
len hat auch heute, wie immer, mit beredten Worten ſeine Meinung darge⸗ 
legt. Ich muß aber geſtehen, daß dieſelben für mich heute wenig Ueberzeu⸗ 
gendes gehabt haben. Ich kann ihm nicht im Einzelnen folgen, ich glaube 
indeſſen, es wird auch genügen, kurz auf die Sache einzugehen und meine 
Meinung darzulegen; an diefer wird ſich die gegenüberſtehende Anſicht erken⸗ 
nen laſſen. Wie der Herr Kommiſſar bereits geſtern hervorgehoben hat, han⸗ 
delt es ſich in dieſem Augenblick um zwei Punkte, der eine iſt der, ob die 
Wahl des jetzigen Abgeordneten von Strachwitz rite vollzogen ſei, woraus 
folgen würde, daß die Einberufung des Grafen von Reichenbach nicht erfol- 
gen könnte. Was dieſen Punkt betrifft, ſe kann es wenig zweifelhaft fein, 
daß, wenn auch der Ober-Präſident als Wahl⸗Kommiſſarius gefehlt haben 
ſollte, indem er die Wahl des Grafen Reichenbach für nicht rite vollzogen 
erachtete, dies Verfahren vollſtändig ausgeglichen worden durch den Akt der 
neuen Wahl, die Wahl⸗Verſammlung hat dadurch anerkannt, daß das, was 
der Ober⸗Präſident von Wedell verfügt, richtig und die neue Wahl nothwen⸗ 


nicht glaubte, daß nachdem zwei beredte Redner gegen das 


dig fei, fie hat die Wahl ſtattfinden laſſen, und nachdem fie ſtattgefunden, 
iſt ſie geprüft und anerkannt worden, und es kann daher nicht der geringſte 
Zweifel mehr daruber obwalten, daß in dieſem Augenblick der Herr Graf v. 
Strachwitz Abgeordneter ſei, und er muß nunmehr für dieſe Wahlperiode es 
bleiben, es erledigt ſich alſo danach die verlangte Einberufung des Grafen 
von Reichenbach von ſelbſt. Der andere Punkt iſt die Beſchwerde gegen den 
Ober⸗Präſidenten von Wedell. Bei dieſer würde es darauf ankommen, ihm 
nachzuweiſen, daß er ſich in dieſer Angelegenheit nicht innerhalb der Grenzen 
des Geſetzs gehalten habe, und da bitte ich doch zunächſt zu erwägen, es kann 
eine ſolche Veſchwerde nicht angebracht werden, wenn es nur zweifelhaft iſt, 
ob der Ober-Präſident von Wedell ſich innerhalb des Geſetzes gehalten, ſon⸗ 
dern nur dann, wenn es ganz unzweifelhaft iſt, daß er es nicht gethan hat. 
Es handelt ſich darum, den Antrag zu ſtellen, einen Beamten wegen Pflicht⸗ 
verletzung zur Verantwortung zu ziehen, und es iſt alſo eine ſehr wichtige 
Sache, die nicht genau genug von uns erwogen werden kann. Weil ich mich 
danach für verpflichtet halte, die Sache genau zu prüfen, ſo bin ich die Ge⸗ 
ſetze durchgegangen und habe zu keiner anderen Ueberzeugung kommen können 
als zu der, daß der Ober-Präſident ſich innerhalb der Grenzen des beſtehenden 
Geſetzes bewegt habe, und ich glaube dies ausdrücklich anführen zu müſſen 
weil dies in den verſchiedenen Erörterungen, die wir namentlich geſtern gehört 
haben, in Abrede geſtellt wurde. Es iſt doch zu ſcheiden, was man grund⸗ 
ſätzlich richtig halten möchte, und was man daher bei Gelegenheit der Ges 
ſetzgebung wünſchen möchte, und was das beſtehende Geſetz iſt. Dies iſt 
aber ganz einfach in dem ſtändiſchen Geſetz für Schleſtien im §. 29 enthal⸗ 
ten; es heißt: „Die geſchehene Wahl der Wähler iſt dem Landrath, die Wahl 
der Bezirks-Wähler und Abgeordneten aber dem Landtags-Kommiſſarius, mit 
Einfendung der Wahl- Protokolle, anzuzeigen. Letzterer hat zu prüfen, ob 
ſolche in der Form und nach den Eigenſchaften der Abgeordneten, der Vor- 
ſchrift gemäß, geſchehen ſind. Nur wenn er in dieſer Veziehung Mangel 
findet, iſt er berechtigt, eine andere Wahl zu erfordern.“ Es iſt alſo in die 
Beurtheilung und Prüfung des Ober-Präſiden geſtellt, ob er die Eigenſchaf⸗ 
ten als vorhanden annehmen will oder nicht. Es iſt von dem Redner der 
Provinz Weſtphalen ein Unterſchied darin gemacht worden, ob dieſer Mangel 
bereits ſtattgefunden habe bei dem Wahl-Akte ſelbſt, und es war Werth dar- 
auf gelegt, daß er es nicht geweſen, ſondern erſt ſpäter zur Kenntniß des 
Ober-Präſidenten gekommen iſt, daß die Unterſuchung eingeleitet ſei. Ich 
glaube aber, dies iſt von keinem Effekt, bin vielmehr der Meinung, daß es 
ganz gleichgültig, ob dieſer Mangel, den der Ober-Präſident erkannte, bereis 
da war beim Wahl⸗Akte oder eintrat während der Zeit, als ſich die Wahl⸗ 
Akten bei ihm zur Prüfung befanden. Ich kann alſo nicht anders urtheilen, 
als daß der Ober -Präſident die Beſugniß hatte, darüber zu entſcheiden, 
ob der Gewählte als Kandidat zuläſſig wäre oder nicht. Der Ober-Präſt⸗ 
dent hat dieſe Entſcheidung gefällt, er hatte das Recht, dieſe nach ſeinem 
ſubjektiven Urtheil über das Vorhandenſein der Wahl- Qualification zu 
fällen, und es kann ihm geſetzlich kein Vorwurf darüber gemacht werden, daß 
er es gethan. Aber der Sache nach konnte er es nicht anders fällen, denn 
es wurde ihm zur Kenntniß gebracht, daß gegen den Grafen von Reichen⸗ 
bach von einem kompetenten Gerichte eine Kriminal-Unterſuchung wegen Ma⸗ 
jeſtäts⸗ Beleidigung eingeleitet, auf das der Verluſt der National-Kokarde ge⸗ 
ſetzt iſt. Daß eine ſolche Unterſuchung eingeleitet werden konnte für eine 
ſolche That, muß hier außer Beachtung bleiben, darauf kann es nicht an⸗ 
kommen. Es gehören bei uns zwei Akte dazu, einen Abgeordneten zu machen 
die Wahl und die Anerkennung der Behörden, daß alle Wahlbedingungen 
vorhanden. Das Letztere war nicht der Fall, alſo kein zu vertretender Abge⸗ 
ordneter, ſondern ein nicht qualificirter Kandidat vorhanden, und ſomit war 
der Ober-Präſident ganz in feinem Rechte, daß er nicht den Stellvertreter 
des Grafen von Reichenbach einberief, wenigſtens war für ihn keine Ver⸗ 
pflichtung vorhanden, anders zu handeln, vielmehr halte ich es ganz voll⸗ 
ſtändig in der Ordnung, daß der Ober⸗Präſident eine neue Wahl angeord⸗ 
net hat. 12 11 daher Pe kein Grund der Beſchwerde. 
Abg. Hanſemann: Für mich ſteht es ſeſt, daß das Ge i 
ſagen wollon, der Ober-Präſident könne eine a 611 0 h 
iſt, nach ſeinem eigenen Ermeſſen feſtſtellen. Es ſind aber andere Punkte 
bei dieſer Angelegenheit, die ich glaube berühren zu müſſen. Von der ſtän⸗ 
diſchen Ehre, von der Ehre dieſer Verſammlung haben wir viel bei Gelegen⸗ 
heit des Beſcholtenheitsgeſetzes und bei Veranlaſſung des gegenwärtigen Falles 
reden hören. Ich halte viel auf dieſe Ehre. Aber mir ſcheint es eine der 
größten Aufgaben der Verſammlung zu ſein, nicht nur die eigene, ſondern 
auch die Ehre eines jeden zu ſchützen. Es iſt eine der größten Aufgaben für 
eine ſtändiſche Verſammlung, die Ehre derjenigen zu ſchützen, welche die 
Staatsgewalt durch Anwendung ihres ſubjektiven Ermeſſens aus Unſerer Mitte 
zieht. Ich fordere Sie darum auf, meine Herren, daß Sie dieſen Punkt 
der ſtändiſchen Ehre, die Beſchützung des Unkerdrückten gegen die Staatsge⸗ 
walt, beſonders berückſichtigen mögen. (Mehrere Sjimmen: „Sehr gut.“) 
Ein anderer Punkt, der hierbei zur Erwägung kommen muß, iſt der: Iſt es 
wahr, was der chrenwerthe Abgeordnete von Breslau angeführt hat, daß die 
politiſche Tendenz des Grafen von Reichenbach eine Veranlaſſung geweſen ift 
zu deſſen Beſcholtenheits-Erklärung. Ich glaube, daß gerade jetzt, wo das 
Intereſſe für Politik im Lande immer lebhafter wird, wir um ſo mehr Ur⸗ 
ſache haben, dahin zu fireben, daß von keiner Seite jemals politiſcht Anſichten 
eines Individuums auf die Entſcheidung über pelitiſche Rechte einwirken 
mögen. Wir haben zu dieſem Streben um ſo mehr Grund, weil man nie 
wiſſen kann, wie die Dinge ſich wenden. Anſichten können ſich ändern, und 
heute kann verfolgt werden, wer geſtern nicht verfolgt wurde. Gerechtigkeit 
alſo, welcher Meinung man anch angehöre, iſt die erſte Pflicht, die geübt 
werden muß. Nun geſtehe ich meinerſeils, daß ich allerdings die Anſichten 
des geehrten Abgeordneten von Breslau infofern theile, als die Staats⸗Re⸗ 
gierung einen Werth darauf legt, politiſche Schriftſteller, welche Anſichten ver⸗ 
treten, die der Regierung entgegen find, unwirkſam zu machen. Um dieſes 
zu erweiſen, meine Herren, erlaube ich mir ein paar Sälle anzuführen .. 
(Es entſteht Widerſpruch und Lärm.) Ich bitte ſehr; ich bin in meinem 
vollen Recht. Vor Allem muß ich Sie darauf aufmerkſam machen, daß man 
hier einen Prozeß angefangen hat, wegen eines Gegenſtandes, der wirklich in 
feiner Art, wie er hier vorliegt, ein höchſt geringfügiger iſt, wegen einer Han⸗ 
dlung, die, wie ſchon von einem Redner bemerkt wurde, ſchon von Vielen 
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ter uns begangen worden iſt. (Mißbilligung von mehreren Seiten.) Es 
Pr nämlich * Fall, daß Jemand ein Buch, worin verbotene Dinge ſtehen, 
einem ſeiner Bekannten gegeben hat. Wer hat dies mehr gethan, verbotene 
Schriften, hochverrätheriſche Anſichten zu verbreiten, als gerade die Staats⸗ 
Regierung ſelbſt. (ielſeitiger Widerſpruch.) fr 
Marſchall: Ich bitte den Redner ausſprechen zu laffen, um zu hören, 
wie er das erklärt. 055 . is 
Abg. Hanſemann: Die Staats Regierung hat in ihrer hier erſchei⸗ 
nenden Allg. Preuß. Zeitung Auszüge aus Schriften veröffentlichen laſſen, 
die gewiß im höchſten Grade ſtrafbar waren, ſo ſtrafbar, wie, nach meinem 
Wiſſen, ſchwerlich das Buch geweſen iſt, wovon es ſich hier handelt. Die 
Verbreitung dieſer Schriften iſt durch die Zeitung unter die ganze Nation 
erfolgt. Ich tadle die Regierung darum durchaus nicht, im Gegentheil, ich 
lobe ſie deshalb; denn ſie hat zu erkennen gegeben, daß ſolche Schriften für 
das Volk nicht gefährlich ſind; und da ſie dieſes erklärt hat, ſo mag ſie in 
dieſer Beziehung auch weniger ängstlich fein. (Sehr wahr, ſehr wahr!) 
Meine Herren! Ich führe Ihnen noch einen Fall an, woraus Sie auch er⸗ 
ſehen, daß man einen Prozeß gegen einen Schriftſteller angefangen hat, der 
offenbar in ſich die größte Unbegründetheit trug. Wie konnte man ſich nur 
denken, daß ein begüterter Fabrikant kommuniſtiſch⸗ revolutionaire Umtriebe 
gemacht habe. Und dennoch hat die Staats-Regierung einen PolizeisAgenten 
unter falſchem Namen im Lande herumreiſen laſſen und es dadurch ſo weit 
gebracht, daß man jenen Mann verhaftete. (Merkmale großer Senſation in 
der Verſammlung.) Ja, meine Herren! Es iſt Wahrheit. Sie ſteht akten— 
mäßig feſt. Dieſer Mann wurde in Kriminal-Unterſuchung genommen, mußte 
aber vollſtändig freigeſprochen werden. Ich könnte Ihnen, meine Herren, 
noch mehr dergleichen Fälle anführen, ich will es aber unterlaſſen, infofern 
die Staats⸗Regierung nicht ſelbſt wünſcht, daß ich fortfahre. Ich bin bereit 


dazu andtags⸗Kommiſſar; Ich habe nichts dagegen zu erinnern. 

Abg. Hanſemann: Meine Herren! Ein anderer Fall! Es entſteht 
große Unruhe.) Wollen Sie nichts mehr hören, meine Herren? (Viele 
Stimmen zugleich: „Nein!“) Sie nehmen alſo doch an, daß es dergleichen 
Fälle noch mehr gäbe. Wenn Sie das annehmen, kann ich die Aufzählung 
8 all: Der Herr Vertreter der Regierung hat erklärt, daß er 
nichts dagegen habe, wenn weitere Fälle aufgezählt werden; er hat aber auch 
keinen Wunſch geäußert, daß es geſchehe. 

Abg. Hanſemann: Nun, meine Herren, ich komme alſo zur Nutzan⸗ 
wendung. Es ſind gewiß in wohlmeinender Abſicht die Miniſter auf das 
Wohl des Staates ſo gut wie einer von uns bedacht; allein in ihrer Auf⸗ 
faſſungsweiſe werden, wie ich dargeſtellt habe, gegen politiſche Schriftſteller 
Unterſuchungen aus politiſchen Gründen eingeleitet, die nicht in anderer Be⸗ 
ziehung wichtig ſind. Ich wünſche nun, daß die Staats-Regierung dieſen 
Weg verlaſſen möge. Die darin liegende Tendenz iſt die nämliche, wie die, 
welche in den Veſtimmungen des Beſcholtenheits⸗Geſetzes, welche wir verwor⸗ 
fen haben, ſichtbar war. Ich wünſche, daß die Mitglieder des Miniſteriums 
dieſe Tendenz verlaſſen, daß ſie das Vertrauen zur Nation zur Wahrheit 
werden laſſen, daß Jeder, der nicht das Vertrauen ſeiner Standesgenoſſen 
verloren hat, auch hier zu figen das Recht habe. a 

Königl. Kommiſſar: Ich muß in Abweſenheit der beiden Herren 
Juſtiz⸗Migiſter auf das ſo eben Geſagte mit einigen Bemerkungen antworten. 
Es iſt von einem früheren Redner hervorgehoben worden und jetzt darauf 
Bezug genommen, welches die eigentlichen Gründe der Unterſuchung gegen 
den Grafen von Reichenbach feien. Mir find die Akten nicht bekannt, dem 
Juſtiz⸗Miniſter wahrscheinlich. auch nicht, und ich glaube, daß keiner in der 
Verſammlung fie geſehen hat. Darum kann ich die angeführten Behauptun⸗ 
gen nicht widerlegen, es kann aber auch darauf nicht ankommen, was die 
Urſache der Unterſuchung ſei, da das Faktum feſtſteht, daß das kompetente 
Kriminalgericht die Unterſuchung wegen Majeſtätsbeleidigung gegen den Gra⸗ 
fen v. Reichenbach erkannt hat. Alles Andere erſcheint hier als ein fremder 
Gegenſtand. Es iſt ferner darauf hingewieſen, daß die Staatsregierung ein 
viel größeres Verbrechen begangen habe, als Graf v. Reichenbach, indem die⸗ 
ſelbe Auszüge aus verbrecheriſchen Schriften durch die Allgemeine Preu⸗ 
ßiſche Staats⸗Zeitung publizirt habe. Da ich, wie bereits erwähnt, 
das Verbrechen des Grafen v. Reichenbach nicht kenne, ſo kann ich auf eine 
Vergleichung der beiden angeblichen Verbrechen nicht eingehen, was aber den 
Verbrecher ſelbſt betrifft, ſo muß ich bemerken, daß die Allgemeine Preu⸗ 
biſche Zeitung nur in ihrem amtlichen Theile eine amtliche iſt, und daß 
das, was in ihrem nichtamtlichen Theile erſcheint, nicht von der Regierung 
ausgeht, daß alſo der angegriffene Aufſatz kein Auffag der Regierung war, 
ſondern daß er nur dur die Cenſur hätte geſtrichen werden können. Da, 
ſo viel mir bekannt, der geehrte Redner nicht zu denjenigen gehört, welche 
unfere Cenſur als zu lar zu bezeichnen pflegen, ſo glaube ich nicht, daß er 
jene Unterlaſſung der Regierung zum Vorwurf machen werde. Was endlich 
den Fall des Fabrikanten aus dem Rieſengebirge betrifft, ſo fällt derſelbe in 
eine Zeit wo ich dem Miniſterium des Innern noch nicht die Ehre hatte 
vorzuſtehen. Es iſt keiner der Juſtiz⸗Miniſter anweſend, die vielleicht beſſer 
unterrichtet wären, doch glaube ich das Faktum mit ziemlicher Sicherheit be⸗ 
richtigen zu können, daß von mehreren Perſonen eine Verſchwörung, gegen 
das Leben Sr. Majeſtät des Königs und auf Umwälzung der Staatsverfaſ⸗ 
ſung gerichtet, zu amtlichem Protokoll entdeckt wurde; daß, nachdem dieſe 
Denunciation hier eingetroffen war, es allerdings in der dringenden Pflicht 
der Staats-Regierung lag, dieſe Indizien oder vielmehr beſtimmte Denun⸗ 
ciationen zu verfolgen und zwar um ſo mehr, als es ſich auf einen Ort be⸗ 
zog, welchen Se. Majeftät der König jährlich auf einige Zeit zum Aufent⸗ 
halte zu wählen pflegen. enn nun unter dieſen Zeugen Jemand oder 
Mehrere den — ich mag ihn nicht nennen — den Fabrikanten aus dem 
Rieſengebirge als einen Komplizen beflimmt bezeichneten, ſo glaube ich, daß 
es in der Vefugniß nicht nur, ſondern in der Pflicht des kompetenten Kri⸗ 
minal⸗Gerichts gelegen hat, ihn deshalb zur Unterſuchung zu ziehen, und iſt 
er ſpäter freigeſprochen worden, ſo iſt das ein Vorgang, der hundertmal nicht 
nur bei uns, ſondern in allen Staaten der Welt vorkommt. Keiner, meine 
Herren, iR ſicher davor, auch bei vollkommener Unſchuld in eine Kriminal- 
Unterſuchung verwickelt zu werden. Wer bürgt mir ſelbſt dafür, daß heute 


zwei oder drei Zeugen aufſtehen und mich des Hochverraths bezüchtigen; ich 
werde dann zur Kriminal⸗Unterſuchung gezogen, ohne daß ich deshalb eine 
andere Beſchwerde erheben könnte, als diejenige gegen den falſchen Denun⸗ 
zianten. Etwas Anderes iſt dem Fabrikanten aus dem Rieſengebirge auch 


nicht geſchehen. Außerdem hat der verehrte Redner auch noch den Wunſch 


ausgeſprochen, daß die Staats» Regierung und ihre höchſten Diener auf 
dem Weg des Mißtrauens nicht weiter fortgehen, ſondern den Weg des 
Vertrauens betreten möchten. Ich weiß nicht, worauf dieſer gute Rath ſich 
bezieht. Soll es ſich blos auf die beiden Fakta beziehen, die eben vorge⸗ 
bracht worden ſind, ſo glaube ich den Vorwurf des Mißtrauens in dieſer 
Beziehung widerlegt zu haben. Ueberdies aber kann ich verſichern, daß wir 
weit lieber den Weg des Vertrauens als den des Mißtrauens gehen, ja daß 
uns der Weg des Mißtrauens fern iſt. Möchte aber das Verlangen des 
Vertrauens ſo weit gehen, daß wir bei beſtimmten Anzeigen der ſchwerſten 
Verbrechen in dem Vertrauen, das Verbrechen ſei nicht vorhanden, die Sache 
auf ſich beruhen laſſen ſollten, dann freilich müßte ich erklären, daß das von 
des Königs Majeſtät mir anvertraute Amt ein fo weit ausgedehntes Ver⸗ 
trauen verbietet, indem es mir die Pflicht auferlegt, das Verbrechen und ſeine 
Spuren zu verfolgen. (Vielſtimmiges Bravo. — Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Es haben ſich noch viele Redner gemeldet, und es ſind 
darunter noch vier von geſtern, denen ich damals das Wort zugeſichert habe. 
Es wird indeß von der hohen Verſammlung abhängen, ob ſie den Schluß 
der Diskuſſion wünſche. 

Abg. Graf Renard: Ich habe ein Amendement zu ſtellen. Ich bin 
vorhin in der Rede unterbrochen worden und verzichte nicht aufs Wort, weil 
ich ein Amendement ftellen wollte. 

Abg. Hanſemann: Ich gehe nicht darauf ein, Mehreres, was der Hr. 
Landtags⸗Kommiſſar geſprochen hat, zu berichtigen, weil mir dazu nicht das 
Wort gegeben iſt, ſondern ich berichtige nur das, wo der Landtags⸗Kommiſ⸗ 
ſar ſich auf meine perſönliche Anſicht bezogen hat: nämlich auf die Anſicht 
über die Cenſur. In dieſer Hinſicht bemerke ich, daß ich vollkommen über⸗ 
zeugt bin, daß der Landtags-Kommiſſar dergleichen Artikel nicht in einer an⸗ 
deren Zeitung ſtehen laſſen würde, und daß, weil die Cenſur es hier hat 
fiehen laſſen, es einzig und allein mit dem Willen der Regierung geſchehen iſt. 

(Vielſtimmiger Ruf: Abſtimmung!) 

Marſchall: Ich werde zuvörderſt die Herren Redner fragen, die noch 
von geſtern her das Wort haben, und dann diejenigen, denen ich es heute 
vorbehalten habe, ob ſie auf das Wort verzichten wollen? 

Abg. von der Heydt: Der Herr Landtags-Kommiſſar hat geſtern und 
heute die Anſicht ausgeſprochen, daß der vorliegende Gegenſtand durch die 
Königliche Beſtätigung ſeine Erledigung erlangt habe. Ich kann dieſe An⸗ 
ſicht nicht theilen. Die Anſicht, welche die Abtheilung ausgeſprochen hat, daß 
es im Volke tief wurzle, daß Einem, der in Kriminal-Unterſuchung gezogen 
ſei, die Ehrenhaftigktit mangle, hat der Herr Landtags-Kommiſſar ſelbſt ſchon 
als unrichtig bezeichnet. Der Landtag ſelbſt hat eine andere Anſicht in der 
Berathung über das Beſcholtenheits-Geſetz ausgeſprochen, und der Königliche 
Kommiſſar hat ſelbſt zugegeben, daß Jemand, der in Kriminal⸗Unterſuchung 
ſich befinde, nicht beſcholten ſei, er hat ferner anerkannt, daß auch der Graf 
Reichenbach wegen der Kriminal⸗Unterſuchung nicht als beſcholten anzuſehen 
ſei. Iſt aber der Graf Reichenbach nicht beſcholten, ſo konnte ihm auch die 
Befähigung zum Eintritt in den Landtag nicht auf ſechs Jahre hin genom⸗ 
men werden, höchſtens konnte es ſich nur darum handeln, ob das Recht ruhen 
ſolle. Man hat nun daraus, daß die Wähler von neuem gewählt haben, 
folgern wollen, daß, wenn eine Nichtigkeit erfolgt ſei, dieſe dadurch gedeckt 
ſei. Dies könnte indeß höchſtens in Veziehung auf die Wähler geltend ge⸗ 
macht werden können, 1 
hatte. Aber auch gegen die Wähler kann dies nicht geltend gemacht werden, 
weil den Wählern, als die neue Wahl gefordert wurde, nicht erklärt wurde, 
daß Graf Reichenbach beſcholten ſei. Es konnte den Wählern die Möglich⸗ 
keit vorſchweben, daß vor Eröffnung des Landtags eine Verurtheilung erfolge. 
Es iſt ihnen nun keine Veranlaſſung gegeben, ſich für oder gegen die Be⸗ 
ſcholtenheit auszuſprechen. Jedenfalls konnte auch die Beſtätigung nicht er⸗ 
folgen, ſo lange nicht Graf Reichenbach ausdrücklich für beſcholten erklär⸗ 
war, und bis jetzt iſt, wie mir ſcheint, die Beſcholtenheit noch nicht ausdrückt 
lich erklärt worden. Folglich ſcheint mir nichts entgegen zu ſtehen, dem Amen⸗ 
dement beizutreten, dem ich meinerſeits auch beitreten werde. 5 

Marſchall: Ich will, wie geſagt, denjenigen Rednern, welchen ich geſtern 
das Wort vorbehalten habe, daſſelbe nicht entziehen, ſondern gebe ihnen 
anheim, ob fie darauf verzichten wollen. 355 

Abg. Graf Renard: Ich verzichte inſofern nicht auf das Wort, als 
ich ein Amendement vorzutragen habe, welches vielleicht die Zuſtimmung der 
Verſammlung haben dürfte. 

Marſchall: Zu Ihrem Vorſchlage können wir nur gelangen, wenn die 
anderen Redner, welche das Wort haben, vorher ſprechen. Der Herr Ab» 
geordnete von Maſſow hat das Wort. 

Abg. v. Maſſow: Meine Herren, das Verfahren des Herrn Ober⸗ 
Präſtdenten von Wedell iſt in dem Abtheilungs⸗Gutachten und von vielen 
Herren Rednern ausführlich beleuchtet und nach meiner Ueberzeugung voll⸗ 
ſtändig gerechtfertigt worden. Ich will anerkennen, daß es möglich ſei, voll⸗ 
kommen möglich, der Graf von Reichenbach ſei unſchuldig. — Das liegt in 
der Unvollkommenheit aller menſchlichen Dinge und Einrichtungen — dann 
wird auch ſeine Unſchuld zu Tage kommen, er wird freigeſprochen werden, 
und in der künftigen Wahlperiode mag er mit Ehren ſeinen Platz dann 
unter uns einnehmen. Jetzt aber, meine Herren, walten Zweifel ob über dieſe 
Unſchuld. Das Ober⸗Landesgericht hat den Herrn Grafen von Reichenbach 
zur Kriminal- Unterſuchung gezogen, und zwar wegen Majeſtätsbeleidigung. 

Abg. von Gilgenheimb: Ich will mich kurz faſſen, um ihre Geduld 
nicht zu ermüden. Ich wohne in dem Kreiſe, wo der Graf von Reichenbach 
angeſeſſen iſt, ich habe der Kreis-Verſammlung beigewohnt, in welcher aus⸗ 
geſprochen wurde, daß er nicht beſcholten fei, habe alſo thatſächlich dazu beige⸗ 
tragen, daß er unbeſcholten daſteht; trotzdem aber kann ich nicht leugnen, daß 
ich das Verfahren des Ober-Präfidenten für gerechtfertigt halte. 

Marſchall: Der Herr Graf von Renard hat nun das Wort. 

Abg. Graf v. Renard: Mein Amendement geht dahin, daß man den 
vorliegenden Antrag fallen laſſe und Einklang zwiſchen den Geſetzen bean⸗ 


indem Graf Reichenbach gegen die Wahl proteſtirt 


s 7 
trage, welche die Wahl- Prüfung dem Landtags⸗Kommiſſar und das Urtheil 
über die Beſcholtenheitsfrage den Kreisſtänden überweifen. 

Marſchall: Ohne mich über die Zweckmäßigkeit dieſes Amendements 
überhaupt äußern zu wollen, bemerke ich doch, daß es ein ganz neuer, ganz 
unvorbereiteter Antrag iſt, und daß wir ſchwerlich im Stande ſein werden, 
uns ſogleich ein Urtheil darüber zu bilden. Da das Amendement nicht an⸗ 
gekündigt worden iſt, ſo befinde ich mich in meinem Rechte, wenn ich es nicht 
zur Abſtimmung bringe. Ich bitte diejenigen, welche den Schluß der Debatte 
wünſchen, aufzuſtehen. (Faſt einſtimmig.) Der urſprüngliche Antrag, welcher 
der Abtheilung vorgelegen hat, geht dahin: „Se. Majeftät den König aller⸗ 
unterthänigſt zu bitten, daß der Graf Reichenbach als gefegmäßig gewählter 

Abgeordneter zu dem Vereinigten Landtage einberufen werde.“ Dazu ſind 
nun einige Amendements gemacht worden; das eine geht dahin, daß, wenn 
dieſer Antrag nicht die Unterſtützung der hohen Verſammlung finden ſollte, 
alsdann Se. Majeſtät der König allerunterthänigſt gebeten werde, zu be⸗ 
fehlen, daß der Stellvertreter des Grafen Reichenbach — Landrath Hoffmann 
— zu dieſem Landtage einberufen werde. Endlich aber, daß wenn auch dieſer 
Antrag hier nicht eine Majorität finden ſollte, dann des Königs Majeſtät 
gebeten werde, dem Grafen Reichenbach, ſobald derſelbe in der Kriminal⸗ 
Unterſuchung, in der er ſich jetzt befindet, freigeſprochen werde, als Abgeor⸗ 
dneter zu beſtätigen. Nach meiner Anſicht iſt zuerſt das urſprüngliche Amen⸗ 
dement zur Abſtimmung zu bringen, nämlich die Frage: ob die hohe Ver⸗ 
ſammlung beſchließt, Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, 
daß der Graf Reichenbach als geſetzmäßig gewählter Abgeordneter zu dem Ver⸗ 
einigten Landtage einberufen werde. Sollte dieſe Frage verneint werden, 10 
werde ich die übrigen Amendements zur Abftımmung bringen. Die Regel iſt, 
daß der Herr Secretair die Frage nochmals verlieſt. (Dies geſchieht.) Die⸗ 
jenigen, welche für die Bejahung der Frage ſind, bitte ich aufzuſtehen. (Nur 
Einzelne ſtimmen dafür.) Die Frage iſt alſo verneint worden, und es treten 
nun die gemachten Amendements ein. Das erſte Amendement geht dahin, 
daß, wenn der urſprüngliche Antrag verneint würde, Se. Majeſtät allerunter⸗ 
thänigſt gebeten werden ſolle, zu befehlen, daß der Landrath Hoffmann als 
Stellvertreter des Graſen Reichenbach einberufen werde. Zuvörderſt frage 
ich, ob das Amendement Unterſtützung findet. Diejenigen, welche es unter⸗ 
ſtützen, bitte ich aufzuſtehen. (Es hat Unterſtützung von mehr als 24 Stimmen 
gefunden.) Jeßt ſtelle ich es zur Abſtimmung und bitte den Herrn Seecretair, 
das Amendement zu verleſen. (Wird verlefen.) Diejenigen, welche diefe 
Bitte ausſprechen wollen, erſuche ich aufzuſtehen. (Es find nur Wenige auf⸗ 
geſtanden.) Endlich geht die Frage in Betreff des letzten Amendements' dahin: 
fol Se. Majeſtät gebeten werden, den Grafen Reichenbach, ſobald er von 
der jetzigen Kriminal-Unterſuchung frei geſprochen werden ſollte, als Ab⸗ 
geordneter zu beſtätigen? Ich frage zunächſt, ob dieſes Amendement Unter⸗ 
flügung findet. (Es hat die nöthige Unterſtützung gefunden und wir alfo 
nun zur Abſtimmung geſtellt.) Diejenigen, welche die Frage bejahen, bitte 
ich, aufzuſtehen. — Zwei Drittel ſind beſtimmt nicht vorhanden, nicht einmal 
eine einfache Majorſtät. Wir kommen nun zu dem Verichte, betreffend den 
Antrag auf Erweiterung des Petitions- Rechtes. 

ferenten von der Heydt, ſeinen Platz einzunehmen. 

Referent: Folgende Petitionen, das Petitionsrecht betreffend, ſind 
der vierten Abtheilung zugewieſen worden: 1) Petition der Abgeordneten der 
Stadt Berlin wegen Modifikation der geſetzlich beſtimmten Stimmenmehrheit 
von zwei Dritttheilen in den provinzialſtändiſchen Geſetzen und ad $. 17 der 
Verordnung vom 3. Februar c. dahin, daß bei allen ſtändiſchen Beſchlüſſen 
die abfolute Mehrheit der Stimmen entſcheide; 2) Petition des Abgeordneten 
Hirſch, wegen Zulaſſung von Petitionen bei einfacher Stimmenmehrheit in 
beiden Kurien und von Beſchwerden bei einfacher Stimmenmehrheit nur einer 
Kurie, ſodann wegen Ausdehnung des Petitionsrechts bei dem Vereinigten 
Landtage auf alle Individuen, Kommunen und Körperſchaften; 3) Petition 
des Abgeordneten Dittrich wegen Erweiterung des Petitionsrechts für alle ſtändi⸗ 
ſchen Verſammlungen dahin, daß a) einfache Stimmenmehrheit für Petitions⸗ 
Anträge genüge; b) deren Wiederholung auch ohne neue Gründe bei der näch⸗ 
ſten Verſammlung der Landtage ſtattſinden dürfe; c) Bitten und Beſchwer⸗ 
den bei dem Vereinigten Landtage auch von Anderen, als Mitgliedern ange— 
bracht werden dürfen; 4) Petition des Abgeordneten Thiel-Wangotten wegen 
Aufhebung der Beſtimmungen add 88. 19. u. 20. der Verordnung vom 3. Febr. c. 
über die Bildung des Vereinigten Landtags und Geſtattung des Petitonsrechts in 
der bei den Provinzial-Landtagen bisher üblich geweſenen Ausdehnung; 5) Peti⸗ 
tion des Abgeordneten E. v. Saucken-Tarputſchen mit dem Antrage: a) daß 
allen Provinzial⸗Landtagen das Petitionsrecht in dem bisher ausgeübten Um⸗ 
fange unverkümmert gelaſſen werde; b) daß alle Bitten und Beſchwerden ei⸗ 
ner Kurie nicht von dem Veſchluſſe der anderen Kurie abhängig gemacht, 
und durch ein Drittel derſelben ihre Einreichung unmöglich gemacht werde, 
— daß dieſelbe vielmehr nur begutachten, nicht zurückwelſen könne; 6) Peti⸗ 
tion des Abgeordneten Abegg mit dem Antrage ad J.; 7) Petition der Abge⸗ 
ordneten der Stadt Königsberg mit demſelben Antrage; 8) Petition des Ab⸗ 
geordneten von Bardeleben mit dem Antrage ad 4; 9) Petition des Abgeord- 
neten Hanſemann mit dem Antrage: a) daß allen Klaſſen der Nation geſtat⸗ 
tet werden möge, Petitionen an Königliche Behörden und ſtändiſche Corpo⸗ 
rationen ruhig und unbewaffnet in Verſammlungen zu berathen und unter⸗ 
ſchreiben zu können, ohne daß es hierzu einer polizeilichen Erlaubniß anders 
als in dem Fp bedürfe, daß ſolche Verſammlungen im Freien gehalten wer⸗ 
den ſollen; Pb) daß für alle Petitionen die einfache Stimmenmehrheit blos ei⸗ 
ner der beiden Kurien genüge; c) daß auch früher zurückgewieſene Petitionen 
unbedingt erneuert man dürfen; 10) Petition des Abgeordneten v. Vincke 
wegen Aufhebung der Veſtimmung, wonach das Petitionsrecht des Vereinig⸗ 
ten Landtages auf innere Angelegenheiten des Staats beſchränkt wird. 
Sämmtliche Petitionen ſind auf Erweiterung des Petitionsrechts gerichtet und 
zerfallen rückſichtlich der darin geſtellten Anträge in fünf Haupt⸗Abtheilungen, 
inſofern fie eine Modifikation I. der Veſchränkung des Pelitionsrechts auf eine 
Majorität von zwei Dritttheilen in jeder der beiden Kurien, II. der Beſchrän⸗ 
kung deſſelben auf die Mitglieder des Landtags, III. der Beſchränkung wegen 
früher zurückgewieſener Petitionen, IV. der Beſchränkung des Petitionsrechts 
bei den Provinzial⸗Landlagen, V. der Beſchränkung des Petitfonsrechts auf 
innere Angelegenheiten, herbeizuführen wünſchen. Das Pelitionsrecht iſt das 
natürlichſte, das heiligste Recht eines Volkes. In den abſoluteſten Staaten 


Ich bitte den Herrn Re⸗ 
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iſt jedem Unterthan das Recht der Bitte gewährt. Es wurde fiets zu den 
weſentlichſten Vorrechten und Pflichten der Stände gerechnet, die Wünſche des 
Landes unmittelbar an den Thron zu bringen. Je freier und umfangreicher 
dieſe Unmittelbarkeit durch ungetrübte Ausübung des Petitionsrechts ſich aus⸗ 
bildet, deſto inniger und ſegensreicher wird das Band der Liebe und des Ver⸗ 
trauens zwiſchen Fürſt und Volk ſich befeſtigen Jede Beſchränkung aber, 
welche zum Zwecke hat, da, wo die Stände ſich berufen fühlen, für die 
Wünſche des Volkes vermittelnd einzutreten, den geſetzmäßigen Weg zum 
Thron zu erſchweren, jede ſolche Veſchränkung kann nur einen betrübenden 
Eindruck hervorrufen, indem fie die öffentliche Meinung, welche jede Regie⸗ 
rung mehr oder minder zu beachten hat, hindern würde, ſich auf geſetz⸗ 
mäßigem Wege Bahn zu brechen. Die Beſtimmung, nach welcher Bit⸗ 
Bitten und Beſchwerden des Vereinigten Landtags nur bei einer Stimmen⸗ 
mehrheit von zwei Dritttheilen in beiden Kurien an den Thron gelangen dür⸗ 


fen, wird in mehreren Petitionen als ein das Petitionsrecht zu ſehr beengen⸗ 


des Hemmniß hervorgehoben. Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß es 
ſich ja gar nicht um Beſchlüſſe handle, die zu einer unmittelbaren Wirkſam⸗ 
keit gelangen, es vielmehr nur darauf ankomme, die Beſchwerden, Wünſche 
und Bitten des Volkes durch ihre Vertreter dem Landesbater vertrauensvoll 
vorzulegen und Seiner Weisheit und Gerechtigkeit die weitere Erwägung und Ent⸗ 
ſchließung zu überlaſſen. Durch ein Zurückführen des künſtlichen Stimmen⸗Ver⸗ 
haltniſſes auf das natürliche werde das Petitionsrecht erſt zu einer Wahrheit erhoben. 

Wenn dagegen die einfache Stimmenmehrheit hinreichend ſei, um das 
Land mit neuen Steuern und mit Anleihen zu belaſten, ſo ſcheine daraus 
zu folgen, daß dies als ein Gegenſtand von minderer Wichtigkeit angeſehen 
werde, als das Petitionsrecht. Es ſei dies indeß ein weſentliches Attribut der 
Volksvertretung, das nicht verkümmert werden dürfe, und welches das recht 
eigentliche geſetzliche Mittel ſei, Abhülſe von etwanigen Unregelmäßigkeiten 
herbeizuführen, um die Krone mit den Wünſchen der Unterthanen bekannt zu 
machen, ſo daß die auf reiflicher Erwägung und erſchöpfender Veſprechung 
beruhenden Beſchlüſſe auch bei einfacher Stimmenmehrheit wohl Anſpruch dar⸗ 
auf haben dürften, zur Kenntnißnahme Sr. Majeſtät vorgelegt zu werden. 
Billigkeit und Gerechtigkeit erfordern auch bei Petitionen das bei der wichti⸗ 
gen Steuerbewilligung als richtig anerkannte Prinzip der einfachen Stim⸗ 
menmehrheit. Unter Hinweiſung auf die ſpeziellen Intereſſen und das Ver⸗ 
tretungsverhältniß der einzelnen Stände wird fodann die Schwierigktit be⸗ 
leuchtet, welche für den Stand der Städte und den Stand der Landgemein⸗ 
den bei Petitionen in Angelegenheiten ihres Standes dadurch entſteht, daß 
der Stand der Ritterſchaft allein ungefähr über eben ſo viele Stimmen zu 
verfügen hat, als die beiden anderen Stände zuſammengerechnet, ſo daß der 
Stand der Ritterſchaft bei der jetzt erforderlichen Stimmenmehrheit von zwei 
Drittheilen die von den beiden anderen Ständen einſtimmig votirten Petitio⸗ 
nen nach Umſtänden einſeitig zu hindern die Macht habe. Endlich wurde 
angeführt, daß, wenn es früher ſchon ſchwierig geweſen ſei, bei Provinzial⸗ 
Landtagen eine Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen zu erlangen, nun nach 
Einſetzung der Herren-Kammer und bei der Bedingung, daß in jeder der 
beiden Kurien eine Majorität von zwei Dritttheilen gefordert werde, dem Nas 
türlichſten aller Rechte, dem Rechte der Bitte, eine die treue Geſinnung der 
Stände wahrhaft betrübende Schranke geſetzt worden ſei. Jetzt ſei der Fall 
denkbar, daß eine in der zweiten Kurie von allen Abgeordneten des Landes 
einſtimmig votirte Petition ſelbſt bei Zuſtimmung der Majorität der Herren⸗ 
Kurie durch eine aus wenigen Perſonen beſtehende Minorität der Herren⸗ 
Kurie verworfen werden könne. Es ſei ohnehin ſchon ſchwieriger, die einfache 
Majorität in jeder der beiden Kurien getrennt als die Majorität von zwei 
Drittheilen in einer Verſammlung zu erzielen. Außer dieſen zur Unterſtützung 
der Petitionen angeführten Gründen, denen die Abtheilung bei der Berathung 
in ihrer Majorität beitrat, wurde noch die Erwägung geltend gemacht, daß, 
wenn früher wohl bei Petitionen der Provinzial-Landtage der Fall habe vor⸗ 
kommen können, daß von einem zu engen Geſichtspunkte ausgegangen ſei, 
oder irgend ein Mißverſtändniß, eine irrige Beurtheilung, oder auch Mangel 
an Sachkenntniß zu Grunde gelegen habe, doch bei dem Vereinigten Landtage 
um fo mehr eine gründlichere und umſichtigere Erörterung aller Petitonen zu 
erwarten ſtehe, als nicht nur bei den Plenar-Berathungen, ſondern auch bei 
der Verhandlung in den Abtheilungen die Anweſenheit des Kommiſſars, dem 
nach F. 26 des Reglements alle Anträge abſchriftlich mitzutheilen ſeien, fo wie 
die nach §. 12 ſämmtlichen Staats-Miniſtern und den außerdem delegirten 
Beamten eingeräumte Befugniß, dafür Bürgſchaft gewähren, daß alle nö⸗ 
thigen Aufklärungen ertheilt und alle Mißverſtändniſſe berichtigt werden. Von 
Seiten der Minorität der Abtheilung wurde dagegen eingewandt, daß in Fäl⸗ 
len, bei welchen nur eine kleine Majorität, vielleicht nur die Majorität einer 
Stimme ſich für die Annahme von Petitionen entſcheide, die öffentliche Mei⸗ 
nung, die Stimme des Landes nicht ſo zuverläſſig konſtatirt ſei, als bei einer 
Majorität von zwei Drittheilen in jeder der beiden Kurien, daß ferner die 
einfache Majorität die Anbringung von Petitionen zum Nachtheile des Bes 
ſtehenden gar zu ſehr erleichtert, und es daher zweckmäßig erſcheine, es bei 
den eben exit erlaſſenen Beſtimmungen fo lange zu belaſſen, bis die Erfab- 
rung eine Aenderung als wünſchenswerth werde herausgeſtellt haben. Au 
wollte die Minorität das den einzelnen Unterthanen zuſtehende Petitionsrecht 
als Motiv für den vorliegenden Antrag nicht als zutreffend anerkennen, in⸗ 
dem es in der Wirkung cin erheblicher Unterſchied ſei, ob ſich ein einzelner 
Unterthan oder ob ſich eine ſtändiſche Verſammlung mit einer Petition an 
den Thron wende. 

Bei der von dem Herrn Vorfiger ſchließlich veranlaßten Abſtimmung er⸗ 
klärte ſich die Abtheilung mit einer Majorität von 11 gegen 5 Stimmen für 
die Vevorwortung des Antrags, der dahin geht: daß Se. Majeftät gebeten 
werde, die exceptionelle Beſtimmung einer Majorität von zwei Deitttheilen 
für anzubringende Bitten und Beſchwerden aufzuheben, reſp. dahin Allergnä⸗ 
digſt zu modifiziren, daß nicht nur in der Regel, ſondern bei allen Abſtim⸗ 
mungen einfache Stimmenmehrheit entſcheide. Bet, 

Marſchall: Diefen Hauptantrag der Abtheilung ſtelle ich zur Dis⸗ 
kuſſton und gebe dem Herrn Abg. Grafen v. Renard zuerſt das Wort. 

Abg. Graf v. Renard: Die Bitte Einzelner wiegt nur nach den fie 
motivirenden Gründen, die Bitte Mehrerer wiegt nach Zahl und Maß die⸗ 
ſer; die Bitte des Vereinigten Landtags, wenn ſelbe die allerdings ſchwieri⸗ 

ö (Fortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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en Stadien, die vorgeſchrieben find, durchlaufen hat, iſt an fi) ſelbſt ohne 
alle Gründe, ein Grund, eine Macht. Sie vertritt die öffentliche Meinung, 
und fo ſegne ich die Weisheit des Erlaſſes vom 3. Februar, welches, meiner 
Meinung nach die rechte Bahn gefunden hat, jede Bitte, nach Zahl u Maß 
derjenigen, die ihr beitreten, ihre volle und richtige Bedeutung zu geben. Im 
Intereſſe des Petitionsrechts bei der großen. Wichtigkeit der genaueſten Stim⸗ 
menzählung, jeder Majorität oder Minorität muß ich mich gegen Löſung der 
Feſſeln erklären, welche auf die Zahl der Zuſtimmenden feſtgeſetzt find. Jede 
Erweiterung dieſer Feſſeln würde eine Verminderung des empfangenen Rechts 
fein, des Rechts, welches in feiner Gebundenheit mächtig, in feiner Allgemein⸗ 
heit vollkommen werthlos iſt. g f 

Abg. Dittrich: Ich beantrage deshalb, daß das Gutachten der Abthei— 
lung von der hohen Verſammlung angenommen werden möge. 

Abg. Hirſch: Die Bitte des Einzelnen, gegenüber der Vitte des Vereis 
nigten Landtags, zieht wie ein Strohhalm gegen einen Felsblock. Auf der 
anderen Seite läßt ſich aber auch nicht überſehen, daß nach unſeren Verfaſ⸗ 
ſungsgeſetzen eine Mehrheit von zwei Dritteln beider Kurien erforderlich ift, 
um eine Petition Sr. Majeſtät vorzulegen, daher eine Stimmenzahl von 27 
Mitgliedern in der zweiten Kurie, ja, eine einzige Stimme, welche zu zwei 
Drittheilen der Mojorität der zweiten Kurie fehlt, genügend iſt, jeder Pali⸗ 
ton des Vereinigten Landtags, den wichtigſten Intereſſen des ganzen Landes 
das Gegengewicht zu halten. Eine einzige Stimme in der zweiten Kurie kann 
das wichtigſte Landes⸗Intereſſe der Berückſichtigung der Regierung entziehen. 
Nun frage ich, ob die Intereſſen des Landes, ob die Bemühungen des ganzen 
Landtags auf eine ſo ſcharf zugeſchliffene Spitze geſtellt werden können? 

Abg. Graf v Helldorff: Nach meiner Meinung giebt nur eine Mehr⸗ 
heit von zwei Dritteln die größere und ſichere Garantie dafür, daß der aus 
ihr hervorgegangene Antrag wirklich der Anſicht des Landes, der öffenlichen 
Stimme vollkommen entſpreche Es giebt übrigens ein ſicheres Mittel, um die 
Einwendungen gegen das Erforderniß einer Majorität von zwei Dritteln zu 
beſeitigen, und dieſes Mittel finde ich in dem mit vorliegenden Antrage, daß 


alle Bitten und Veſchwerden einer Kurie nicht von dem Beſchluſſe der an⸗ 


deren Kurie abhängig gemacht werden — daß dieſe vielmehr nur begutach⸗ 
ten, nicht zurückweiſen können. Ich bedaure herzlich, daß die Abtheilung in 
ihrem Gutachten dieſen Antrag nicht ſo gewürdigt hat, wie er wohl nach mei⸗ 
ner Meinung verdient. Es liegt in einem Theile des Antrages des Herrn 
von Sauden. 10 

Abg. Möwes: Ich ſtimme dem Antrage der Abtheilung bei. 

Abg. Knoblauch: Im Allgemeinen wollte ich nur ausſprechen, daß das 
Gutachten in allen feinen Punkten fo vollkommen aus meiner Seele geſchrie⸗ 
ben iſt, daß ich es für überflüſſig gehalten haben würde, irgend etwas zu ſei⸗ 
ner Vertheidigung noch anzuführen. Dies ſcheint mir aber jetzt in einem ge⸗ 
wiſſen Grade nöthig, weil das Gutachten in ſeinem weſentlichſten Punkte zu⸗ 
erſt von einem ritterſchaftlichen Abgeordneten aus Schleſien angegriffen worden 
iſt. Ich bin mit den Vorderſätzen des gedachten Herrn Redners vollkommen 
einverſtanden, inſofern ſie die Natur des Petitionsrechtes ſelbſt betreffen; mit 
feinen Schlußfolgerungen befinde ich mich aber in dem entſchiedenſten Gegen⸗ 
ſatze. Ich halte das Petitionsrecht von einer fo großen, überwiegenden Wich- 
tigkeit, daß ich es in keiner Art beſchränkt, ſondern vielmehr auf jede mögliche 
Weiſe erleichtert wiſſen möchte. Gerade dieſes Recht iſt das beſte Mittel, wo⸗ 
durch ſich eine ſtändiſche Verſammlung mit der Krone zu vereinigen im Stande 
iſt. Auch giebt es ja kein ſicheres Zeichen, um ein wahres, volles Vertrauen 
zu äußern, als eben das, eine Bitte auszuſprechen. Zugleich muß es für die 
Regierung von der größten Wichtigkeit fein, die Wünſche und Bedürfniſſe, 
welche im Volke auftauchen, gerade auf dieſem Wege kennen zu lernen und 
dadurch eine Gelegenheit zu finden, dieſen Wünſchen die rechte, geſetzmäßige 
Richtung zu geben, bevor ſie mit einer unabweislichen Nothwendigkeit nahen 
und Berückſichtigung erheiſchen. Außerdem halte ich die einfache Majorität für 
das allerbeſte Mittel, wodurch ſich eine beſtimmte, in der Verſammlung vor⸗ 


herrſchende Meinung dokumentiren kann. Gerade durch eine einfache Majori⸗ 


tät wird es viel leichter möglich, daß ſich bei einem Antrag ſowohl im Gan⸗ 
zen als in feinen einzelnen Theilen die eigentliche Abſicht einer zahlreichen 
Verſammlung deutlich ausſpricht. Die Anforderung, daß ftets zwei Drittel 
derselben ſich dafür erklären müſſen, um eine Bitte an den Thron gelangen 
zu laſſen, führt dagegen, meiner Erfahrung nach, außer der darin liegenden 
überaus großen Erſchwerung der Sache ſelbſt, auch große Verlegenheiten bei 
der Abſtimmung herbei. Durch die Kombination verſchiedener Anſichten erhält 
der eine. een a betreffenden Gegenſtandes vielleicht die erforderliche Zahl 
von zwei Drittel der Stimmen, während ein genau damit zuſammenhängen⸗ 
der anderer Theil ein fo beträchtliches Stimmen⸗ Verhältniß nicht gewinnt 
was natürlich in dem Vortrage der Bitte eine große Ungleichheit berbeifüh⸗ 
ren muß. Am meiſten ſpricht, aber meines Erachtens, gegen die Anforderung 
einer Stimmenmehrheit von zwei Drittel zur Gültigkeit eines Beſchluſſes der 
Umſtand, daß dadurch der Minorität in der Verſammlung geradezu die Macht 
eingeräumt wird, das Zuſtandekommen eines Beſchluſſes überhaupt zu ver- 
hindern. 4 

Abg. v. M aſſow: Ich ſtimme gegen die abſolute Majorität und kann 

mich daher nur für die Minorität der Abtheilung erklären. 

; Abg. Sommerbrodt: Das geehrte Mitglied der Ritterſchaft von 
Schleſten hat mit beredten Worten das Gutachten angegriffen und beſonders 
hervorgehoben, daß durch Zählung von zwei Dritteln der Stimmen man am 
ſicherſten erfahre, ob es die Stimme des Volkes ſei, welche an die Stufen 
des Thrones gelangen ſoll, Ich frage aber dagegen: iſt es denn ein fo großer 
Nachtheil, wenn durch abſolute Stimmen -Anzahl ein paar Bitten mehr an 
den Thron gelangen, die demnach vielleicht nicht alle die Stimme des Volks 
in ſich trügen, oder iſt es von größerer Wichtigkeit und Bedeutung, wenn 
durch abſolute Stimmenmehrheit neue Schulden und neue Steuern im Boa 
des Volkes bewilligt werden ſollen? wozu, wenn die Erklärung richtig ward 
die Stimme des Volkes doch gewiß am meiſten zu berückſichligen fei, dazu 
verlangt das Geſetz aber nur die abſolute Majorität. Genügt dieſe 5 
ſo muß ſie auch im anderen Falle ausreichend ſein. Jedes Richter⸗Kollegium 
erkennt über Tod und Leben nach abfoluter Stimmenmehrheit, und der Lan⸗ 
desvater ſollte die Bitten ſeines Volkes durch die von ihm einberufenen 


Stände nicht hören dürfen durch abſolute Majorität? Mir unterliegt es 
keinem Zweifel, daß daher Jeder nur für das Gutachten ſich erklären kann, 
denn mögen Bitten auch abgeſchlagen werden, hören mag ſie aber Se. Ma⸗ 
jeſtät der König. 

Abg. v. Auerswald: In Vetreff der Frage oder vielmehr des Antra⸗ 
ges, daß nicht nur in der Regel, ſondern bei allen Abſtimmungen die ein⸗ 
fache Stimmenmehrheit gelten ſoll, beſchränke ich mich nach der vortreflichen 
Ausführung des Gegenſtandes ſeitens der Abtheilung meines Theils auf die 
einfache Erklärung, daß von allen formellen Beſtimmungen in Bezug auf 
unfere Landtags⸗-Verhältniſſe mir von jeher keine auffallender geweſen iſt, als 
die, daß nicht die einfache Stimmenmehrheit in einer Verſammlung, wie die 
unfere, unter allen Umſtänden gelten ſoll. Seit den Anfängen der Geſchichte, 
die uns die Geneſis erzählt, bis auf den heutigen Tag ift es ein gewiß ſelten, 
vielleicht nirgends vorgekommener Fall, daß von ähnlichen Verſammlungen, 
wie die unſrige, eine andere Entſcheidung, als die durch Stimmenmehrheit, 
gefordert wird. 

Abg. Graf von Schwerin: Es iſt eine Wahrheit, die wohl nicht be⸗ 
ſtritten werden kann, je enger die Schranken geſteckt werden, innerhalb deren 
man einer ſtändiſchen Verſammlung ſich zu bewegen geſtatten will, deſto 
ſchwieriger iſt es für das Gouvernement, den Einfluß, die Leitung auf die⸗ 
ſelbe zu gewinnen, die es haben muß, um eine gedeihliche Wirkſamteit zu 
ſichern. Das iſt ein Grundſatz, der ſich bei allen ſtändiſchen Verſammlungen 
beſtätigen wird, und ich glaube annehmen zu können, es hat ſich auch während 
unſeres Zuſammenſeins ſchon bewährt. Alles Uebrige laſſe ich dahingeſtellt 
ſein, aber gerade im Intereſſe dieſes Grundſatzes muß das Gouvernement 
wünſchen, dieſe Schranken fallen zu ſehen, und ſchon deswegen würde ich für 
das Gutachten ſtimmen. (Beifallsruf. Ruf zur Abſtimung von mehreren 
Seiten her.) 

Marſchall: Da der Ruf nach Abſtimmung laut wird, fo bitte ich die⸗ 
jenigen, die den Schluß der Debatte wünſchen, aufzuſtehen. (Majorität er⸗ 
hebt ſich dafür.) Die Debatte iſt alſo geſchloſſen, und ich werde jetzt die 
Frage ſtellen, wie fie von der Abtheilung vorgeſchlagen iſt. Ich bitte den 
Secretair, fie zu verlefen. 1 

Secretair Naumann verlieſt die Frage. 

Marſchall: Diejenigen, die für Befürwortung dieſes Antrages find, 
bitte ich, aufzuſtehen. (Bedeutende Majorität erhebt ſich dafür.) Es find 
erſichtlich mehr als zwei Drittel der Stimmen dafür. (Zum Secretair von 
Patow gewendet.) Wollen Sie Ihr Amendement jetzt vortragen? 

Secretair Freiherr v. Patow: Das Patent vom 3. Februar verordnet: 
(Lieſt vor.) Ich glaube, daß das, was auf Propoſitionen Anwendung findet, 
unbedingt auch auf Petitionen angewendet, alſo auch dann die Anſicht der 
Minorität vorgetragen werden muß, wenn nicht zwei Drittel der Stimmen 
vorhanden ſind. > 

Marſchall: Zuerſt muß ich fragen, ob das Amendement Unterſtützung 
findet? (Wird hinlänglich unterſtützt.) 

Marſchall: Diejenigen Mitglieder, die für die Annahme ſtimmen, 
bitte ich aufzuſtehen. (Es ift noch nicht ein Drittel der Stimmen vorhanden.) 

Referent (lieſt vor): »Ein Theil der Minorität wollte eine Erleich⸗ 
terung der Petitionen in dem Sinne bevorworten, daß die Anbringung von 
Petitionen bei einer Stimmen Mehrheit von zwei Drittheilen in blos einer 
Kurie Allergnädigſt nachgegeben werden möge. Indeß konnte die Abtheilung 


in ihrer entſchiedenen Majorität dieſem Vorſchlage nicht beitreten und noch 


weniger den in den vorliegenden Petitionen enthaltenen Antrag, wonach die 
einfache Stimmen-Mehrheit blos einer Kurie genügen möge, um Bitten oder 
Beſchwerden an den Thron zu bringen, zur Bevorwortung geeignet finden, 
weil dadurch die neue ſtändiſche Geſetzgebung in einer ihrer weſentlechſten 
Grundlagen, der Grundlage eines weiter auszubildenden Zweikammer-Sy⸗ 
ſtems, dem Zuſammenwirken beider Kurien in getrennter Berathung eine Er⸗ 
ſchütterung erleiden würbe. Auf dieſer engen Verbindung beider Kurien zu 
Einem Landtage beruht gerade die größte Sicherhelt für ein ſegensreiches 
Zuſammenwirken. Jede ſelbſiſtändige unmittelbare Verbindung der einzelnen 
Rurien mit der Krone würde den Keim zu unheilbringendem Zwieſpalte in 
ſich tragen, während die gemeinſame Wirkſamkeit in getrennter Berathung 
auch bei abweichenden Anſichten gerade in ihrer fundamentalen Beſtimmung 
ein nothwendiges Motiv zu einer den Geſammt-Intereſſen erſprießlichen Ver⸗ 
ſtändigung gewähren wird.« Die Abtheilung hat alſo die Anträge, die dahin. 
gehen, Bitten oder Veſchwerden, welche nur die einfache Stimmenmehrheit in 
blos einer Kurie erlangen, an den Thron gelangen zu laſſen, nicht bevor⸗ 
wortet. Es fragt ſich, ob jene Anträge bei der Verſammlung Unterſtützung 
nden. f 
f Marſchall: Es liegen der Verſammlung zwei Anträge vor, welche von 
der Minorität der Abtheilung gemacht worden find, die aber die Unterſtützung 
der Majorität nicht gefunden haben. Der erſte geht dahin, daß für die An⸗ 
bringung einer Petition ſchon zwei Drittel der Stimmen hinreichend ſein 
ſollen, ohne die Mitwirkung der anderen Kurie. Findet dieſer Antrag Unter- 
ſtützung? (Wird gar nicht unterſtützt) Der zweite Antrag geht noch wei⸗ 
ter, er geht dahin? daß die Anbringung ſchon mit einſacher Stimmenmehr⸗ 
heit aus einer Kurie zuläſſig fein fol. Es iſt vorauszufegen, daß, da der 
erſte Vorſchlag nicht den Beifall der Verſammlung gefunden hat, dieſer ge⸗ 
wiß nicht unterſtützt werden wird. Wir haben noch die Wahlen vor, die 
wohl eine Stunde hinwegnehmen werden; ich ſchließe deshalb die Rn: 
Ich kündige zugleich an, daß die Tagesordnung für morgen zuerſt die Fort⸗ 
ſetzung dieſer Debatte iſt. Die Mitglieder der Provinzen Brandenburg, 
Weſtphalen und des Rheinlandes bitte ich noch hier zu verweilen. Ich be⸗ 
merke, daß der ſtenographiſche Vericht, da die Herren⸗Kurie heute gleichfalls 
Sitzung hat, erſt morgen früh von 8 Uhr an im Sekretariat ausliegen wird. 
5 (Schluß der Sitzung 22 Uhr.) 


Sitzung der Herren⸗Kurie am 17. Mai. 
Unter dem Vorfig des Marſchalls, Fürften zu Solms. Das Protokoll 
der vorigen Sitzung wird verleſen und genehmigt. 0 
Marſchall: Ich habe nun zunächſt einen Königlichen Beſcheid mitzu⸗ 
theilen, welcher in den letzten Tagen an mich gelangt iſt. Er lautet: 
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Mir 7 Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preu⸗ 
en ꝛc. ꝛc. 

entbieten Unſerer zum Vereinigten Landtage verſammelten Kurie der Fürſten, 
Grafen und Herren Unſeren gnädigen Gruß. Da Wir aus dem Bericht 
Unſeres Kommiſſars entnommen haben, daß die Kurie der Ritterſchaft, der 
Städte und Landgemeinden den mittelſt Unſeres Propoſitions-Dekrets vom 
12. v. M. vorgelegten GeſetzEntwurf wegen Abſchätzung bäuerlicher Grund⸗ 
ſtücke und Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen über den Nachlaß 
bäuerlicher Grundbeſitzer, dem Intereſſe des Bauernſtandes nicht für entſpre⸗ 
chend hält, fo wollen Wir dieſem Entwurfe für jetzt keine weitere Folge ge⸗ 
ben und die Herren-Kurie von deſſen Berathung hierdurch entbinden. Uebri⸗ 
gens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen.“ 

Gegeben Berlin, den 14. Mai 1847. 

(gez.) Friedrich Wilhelm. 
An die zum erſten Vereinigten Landtage verſammelte 
Kurie der Fürſten, Grafen und Herren. « 

Die Berathung dieſes Gegenſtandes, welche ſchon angekündigt war in 
einer der vorhergegangenen Sitzungen, wird uns folglich nicht mehr beſchäfti⸗ 
gen. Wir kommen nun zur Berichterſtattung über den Antrag des Fürſten 
v. Lichnowsky, die Reviſion des Zolltarifs unter Zuziehung von Sachverſtän⸗ 
N Ich erſuche den Grafen von Itzenplitz, den Bericht zu er⸗ 

atten. 

Graf v. Itzenplitz: Obwohl ich vorausſetzen kann, daß die Petition 
ſchon vielen der geehrten Mitglieder bekannt iſt, fo würde ich doch der Mei- 
nung ſein, daß ſie vorzuleſen iſt. Ich ſtelle anheim, ob die Verſammlung 
davon abſtrahirt, glanbe aber doch, daß ſie vorzuleſen iſt. (Lieſt.) 

Petition an den hohen Vereinigten Landtag, betreffend eine baldige 
Reviſton des gegenwärtigen Zolltarifs unter Zuziehung von Sachverſtändigen. 
Die ungünſtige Lage der Induſtrie und der Schifffahrt des Zoll-Vereins iſt 
in den letzten Jahren Gegenſtand der lebhafteſten Diskuſſionen auf den ver⸗ 
ſchiedenen Landtagen und Zoll-Kongreſſen geweſen, ohne daß eine befriedigende 
Löſung dieſer für die Wohlfahrt des ganzen Landes ſo wichtigen Frage ſtatt⸗ 
gefunden hat. Der gegenwärtig verſammelte Vereinigte Lardtag bietet die 
beſte Gelegenheit dar, dieſe wichtige Angelegenheit wieder einer neuen gründe 
lichen Erörterung zu unterwerfen, um fo mehr, als die in England flattge- 
fundene Zoll-Reform dieſes Land zum Getreide-Markt der Welt machen wird, 
wodurch die Fabrik⸗Unternehmer und die Rheder des Zoll-Vereins in eine 
nachtheiligere Lage als früher verſetzt werden. Von einer weiſen Staats- 
Regierung iſt daher zu erwarten, daß fie dadurch veranlaßt werde, den ge⸗ 
genwärtigen Zoll⸗Tarif einer baldigen Reviſton unter Zuziehung von Sach- 
verſtändigen zu unterwerfen. Zu dieſem Ende legt der Unterzeichnete dem 
hohen Vereinigten Landtag die ergebenſte Bitte vor, dieſe wichtige Angelegen— 
heit in Berathung zu nehmen, und erlaubt ſich die hierauf Bezug habenden 
Details in einem dem Gegenwärtigen beiliegenden Promemoria auseinander- 
zuſetzen. Berlin, am 29. April 1847. 

Referent Graf v. Itzenplitz: Ich erlaube mir das Votum der Ab- 
theilung, welcher dieſe Petition zur Begutachtung vorgelegen hat, vorzutra⸗ 
gen. Inſofern es gewünſcht wird, werde ich weiter auf den Gegenſtand ein⸗ 
gehen, wünſche aber zuerſt der hohen Kurie Rechenſchaft darüber zu geben, 
welche Anſicht die Abtheilung gehabt hat. Das Gutachten der Abtheilung 
lautet fo: Die Abtheilung hat die anliegende Petition nebſt dazu gehöriger 
Denkſchrift in Erwägung gezogen, auch über die Lage der dabei obwaltenden 
Verhältniſſe die geneigten Eröffnungen des Herrn Finanz-Miniſters Excellenz 
entgegengenommen. Dieſelbe iſt der Anſicht, daß der Kampf der Meinungen 
über: eine erhebliche Erhöhung der Eingangszölle, namentlich auf Baumwol⸗ 
len⸗ und Leinengarn, unter Bewilligung von Rückzöllen für gewebte und ge⸗ 
färbte Stoffe, und über: Einführung von Differenzial-Zöllen zur Hebung 
der Induſtrie und Rhederei, durch die Reſultate der letzten Zoll-Konferenzen 
und die Zoll⸗Erhöhungen, welche die Allerhöchſte Kabinets-Ordre vom 28ſten 
Oktober 1836 publizirt, eine befriedigende und ſchließliche Erledigung noch 
nicht erhalten hat; und daß namentlich die durch das vorallegirte Geſetz an⸗ 
geordneten Zoll⸗Erhöhungen den Webern, Druckern und Färbern ſchaden 
werden, ohne den Spinnereien genügend zu nützen. Demnach hält die Ab- 
theilung dafür, daß die im Eingange beregten Fragen, über: Garnzölle und 
Rückzölle, und über: ein Differenzial⸗Zoll⸗Syſtem nach vorhergegangener An⸗ 
hörung von Sachverſtändigen, namentlich der betreffenden Fahrikbeſitzer, und 
unter Beachtung der Aeußerungen der Handels- Kammern der weſtlichen und 
der Corporationen der Kaufmannſchaften der öſtlichen Provinzen der Monar⸗ 
hie (ſeitens der Preußiſchen betreffenden Behörden) bei der nächſten Zoll⸗ 
Konferenz noch einmal Preußiſcherſeits zur Erörterung zu ſtellen ſein werden. 
Das folgerechte Durchführen eines Syſtems dürfte heilſamer fein, als eine 
verſuchte Zwiſchenmaßregel, welche vielleicht Niemanden recht befriedigt. In 
dieſer Tendenz beantragt die Abtheilung: daß die Herren-Kurie die anliegende 
Petition nebſt Denkſchrift im geſetzlich vorgeſchriebenen Wege Sr. Majeſtät 
dem Könige vorlegen und den Wunſch ausſprechen möge, daß der Inhalt 
derfelben, nach der ferneren Anhörung von Sachverſtändigen, bei der näch— 
ſten Zoll⸗Konferenz beachtet und zur Erwägung gezogen werde. : 

Berlin, den 7. Mai 1817. 

Adolph Prinz zu Hohenlohe. Graf v. Arnim. Graf zu Dohna-Lauk. v. Lychnowski. 
v. Kroſigkt. v. Nadziwill. v. Quaſt. Graf v. Schaffgotſch-Maiwaldau. v. Itzenplitz. 
Sierſtorpff. v. Keltſch. v Keyſerling. f 


Marſchall: Ich eröffne die Berathung. 

Prinz Friedrſch von Preußen: Wie ich die Petition an dem Tage, 
wo ſie ausgelegt wurde, vor mir liegen ſah, habe ich mit der größten Freude 
geſehen, daß die Herren⸗Kurie ſich mit einer fo wichtigen Sache beſchäftigen 
wird, die einen ſo großen Eindruck im Lande ausüben muß. Ich lebe in ei⸗ 
nem Lande und in einer Gegend, die von Fabriken ſtretzt. Sie können über⸗ 
zeugt ſein, daß ich bei meinem dortigen Aufenthalte auch meln Augenmerk 
darauf richte, was im Lande vorgeht. Ich habe aber auch leider die Erfah— 
rung machen müſſen, und es iſt mir dies von allen Seiten von Fabrikherren be⸗ 
ſtätigt worden, daß nach den leider beſtehenden Verhältniſſen der Zölle, wie 
fie im Lande exiſtiren, die Fabriken nach und nach geringer werden, nach und 
nach eingehen müſſen, die Arbeit immer mehr verringert werden muß und 
dadurch die Fabrikherren in ihren Vermögensumſtänden zurückkommen. Ich 
habe über dieſe Verhältniſſe mit vielen Fabrikherren geſprochen und mich dar- 


das Weitere einleiten. 


über genau unterrichtet und nur Bedauerliches erfahren. Denn, wenn dieſe 
Herren in guten Zeiten eine Maſſe von Menſchen ernähren, was entſteht 
dann, wenn Jahre entſtehen, wie das vorige und jetzige? Die Folge iſt die, 
daß die Leute, welche von dem Gelde dieſer reichen Fabrikbeſttzer fi nähren, 
welche ihre Einkünfte verringert ſehen, die Leute aus der Arbeit entlaſſen. 
Daraus entſteht Armuth und aus der Armuth Mißvergnügen. Ich habe 
ſchon jetzt erlebt, daß unſere Armen am Rhein nicht mehr bitten, ſondern 
fordern, und das iſt die Sache, die wir im Lande nicht ohne die größte Ge⸗ 
fahr aufkommen laſſen dürfen. Wenn die Sachen fo fortgehen, wie fie ge⸗ 
gangen ſind, ſo iſt die größte Gefahr vorhanden. Ich kann es nicht aus⸗ 
ſprechen, ich kann es nicht beweiſen, ſonſt würde ich es vielleicht gewichtiger 


ausſprechen können, aber ich habe gehört, daß in verſchiedenen Kreiſen jen⸗ 


ſeits des Rheins gegen 20,000 Menſchen aus der Arbeit entlaſſen worden 
find. Ich muß glauben, daß es übertrieben iſt. Wir haben noch bis jetzt ein Bei⸗ 
ſpiel erlebt, daß irgend einer von dieſen Leuten ſich gegen das Geſetz be⸗ 
nommen habe, und ich muß geſtehen, ich habe es dort öffentlich ausgeſprochen, 
daß ich meinen Hut vor dieſen Leuten abnehme, welche eine ſolche Achtung 
vor dem Geſetz gezeigt haben. Wie lange das ſo fortdauern wird, laſſe ich 
dahin geſtellt ſein, bis jetzt haben ſie noch moraliſche Kraft in ſich. Wenn 
aber dieſen Herren, die bis jetzt dieſe Leute beſchäftigt haben, nicht die Mit⸗ 
tel gegeben werden, daß ſie dieſe wieder ernähren können und ihre Familien, 
fo ſehe ich kommen, daß wir nicht mehr im Stande find, ſie zu erhalten. 
Die Meiſten haben gethan, was ſie vermochten; wir haben Alle das Mög⸗ 
lichſte gethan, um der Noth zu ſteuern, aber, meine Herren, unſere Mittel 
gehen auch auf Wenn diejenigen, denen es obliegt, ihre Arbeiter zu erhal- 
ten, nicht mehr im Stande ſind, ſie zu ernähren und zu unterſtützen, ſo ſehe 
ich etwas kommen, was wer nicht mehr dann verhindern können. Ich glaube, 
jetzt iſt es noch Zeit, der Sache entgegenzutreten, und ſollten wir er verſäu⸗ 
men, ſo habe ich wenigſtens mein Gewiſſen gewahrt und ausgeſprochen, daß 
es meine Schuld nicht iſt, wenn daraus ein Unglück entſteht, dem wir jetzt 
noch vorbeugen können. 


Finanz⸗Miniſter v. Düesberg: Die Petition betrifft einen Gegenſtand 


von höchſter Wichtigkeit, welcher die öffentliche Meinung von ſo verſchiedenen 


Seiten her, in verſchiedenen Zeiten und beſonders lebhaft in ncueſter Zeit, 
aber auch da wieder in der verſchiedenſten Richtung beſchäftigt hat. Es haben 
ſich über dieſen Gegenſtand die Vertreter der induſtriellen Intereſſen mehr⸗ 
fach vernehmen laſſen, namentlich auch bei der Konferenz, die 1845 hier beim 
Handelsamte ſtaltgefunden hat. Die Stimmen und Anſichten derſelben find 
im Allgemeinen bekannt und haben zu Verhandlungen bei den General⸗Zoll⸗ 
Konferenzen Anlaß gegeben. Dieſer Gegenſtand betrifft aber nicht aus⸗ 
ſchließend nur die induſtriellen Intereſſen; er iſt von großer und allgemeiner 
Wichtigkeit, und es kann daher der Staats-Regiecung nur erwünſcht ſein, 
über denſelben auch die Vertreter der allgemeinen Intereſſen zu hören, die 
Stimme des Landes zu vernehmen, da der Gegenſtand nach verſchiedenen 
Richtungen hin den erheblichſten Einfluß äußert. Es wird für die Regierung 
bei den weiteren Schritten, die ſie thut, von der größten Bedeutung ſein, zu 
erfahren, wie das Land nach allen Seiten hin und nach den verſchiedenen 
Intereſſen über den Gegenſtand urtheiet. Das, was das Land in dieſer Be⸗ 
ziehung ausſpricht, wird gewiß der reiflichſten Erwägung bei den weiteren 
Schritten der Regierung unterworfen werden. Die Lage der Sache iſt von 
der Art, daß er fürs erſte nur darauf ankommt, genau die Anſicht des Landes 
zu kennen, und es würde noch zu früh ſein, wenn die Regierung über einen 
Gegenſtand, in Hinſicht deſſen die Stimmen fo ſehr getheilt find, hier eine 
beſtimmte Meinung ausſprechen und vertreten wollte, wenn fie ſich über die 
Abänderung eines Syſtems erklären wollte, das gegenwärtig die Grundlage 
des Zollvereins bildet, und zu deſſen Abänderung ein einſtimmiger Beſchluß 
ſämmtlicher Zollvereins⸗Staaten erforderlich iſt. Die Momente, die aus den 
Berathungen des Vereinigten Landtags auch in dieſer Beziehung hervorgehen 
werden, werden für die Staats-Regierung von höchſter Wichtigkeit fein, und 
die Staats-Regierung wird fie mit möglichſter Sorgfalt erwägen und danach 
Eine beſtimmte Meinung kann hiernach von Seiten 
des Miniſteriums über die Einführung eines Syſtems erhöhter Schutzzölle 
mit Rückzöllen und eines Differential-Zoll-Syſtems nicht geäußert werden. 
Nur das erlaube ich mir auszuſprechen, daß es niemals die Abſicht wird ſein 
können, einige Induſtriezweige blos als Treibhaus-Pflanzen künſtlich durch 
hohe Schutzzölle hervorzubringen. Es muß jede Induſtrie, die der Staat 
begünſtigen will, ihren Boden im Lande haben, fo daß fie ein ſelbſtändiges 
Leben fortführen kann. Eben ſo wird immer im Auge behalten werden 
müſſen, daß nicht Wege eingeſchlagen werden, die möglicherweiſe eine ſolche 
Rückwirkung auf die r alkung haben, daß man genöthigt ſein 
könnte, zu anderen Hülfsquellen die Zuflucht zu nehmen, die nicht ſo leicht 
gefunden werden möchten. 

Fürſt zu Lynar: Die Frage über die Differenzial- und Schutzzölle iſt 
eine der bedeutungsvollſten, welche die Zeit aufwirft. Einberufene Verſamm⸗ 
lungen von Sachverſtändigen und Zoll⸗Kongreſſe werfen ſich dieſelbe ſeit län- 
gerer Zeit, wie in einem Ballſpiele, gegenſeitig zu, und es ſcheint an der 
Zeit, daß die Regierung den Ball endlich ſelbſt auffange und die Frage zur 
deſinitiven Löſung bringe. Ich trete daher meinem geehrten Freunde aus 
Ober⸗Schleſten in der Abtheilung in dem Wunſche vollkommen bei, daß bald⸗ 
möglichſt wieder Männer von Fach einberufen werden mögen, um nochmals 
alle einſchlagenden Verhältniſſe zu prüfen, und daß ſodann die hohe Staats⸗ 
Regierung den Zuſammentritt eines Zoll-Kongreſſes ungeſäumt veranſtalten 
und dahin wirken wolle, daß über dieſe Frage definitiv entſchieden werde. 
Ich trete meinem verehrten Freunde auch ferner darin bei, daß Differenzial⸗ 
und Reciprozitäts⸗Zölle gegenwärtig unerläßlich find, und zwar aus folgen⸗ 
den Gründen: 1) weil dadurch bewirkt werden wird, daß diejenigen Staaten, 
deren Handels-Politik uns nicht rückſichtsvoll behandelt, gezwungen werden, 
ihre Politik, uns gegenüber, zu ändern. 2) Weil die Noerdſee⸗Staaten ſich 
dadurch veranlaßt finden könnten, dem Deutſchen Zoll: Vereine beizutreten, 
ein Beitritt, der Gewerbe, Handel und Rhederei in unſerem Deutſchen Va⸗ 
terlande zur höchſten Blüthe entfalten würde, ja ſelbſt die Idee eiuer Deut⸗ 
ſchen Kriegsflotte dürfte unter der obigen Vorausſetzung nicht mehr als ganz 
unausführbar erſcheinen. ö 

(Schluß folgt.) 


